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E D I T O R I A L

Liebe Leserin, lieber Leser!

“Nach drei Wochen auf der Straße ist in der Regel
niemand mehr arbeitsfähig.” Diese Feststellung der
Arbeitsgemeinschaft Nichtsesshaftenhilfe (vgl. Bei-
trag Stark) zeigt sehr deutlich, dass Wohnen eines der
zentralen Bedürfnisse des Menschen ist. Ohne festen
Wohnsitz kann man zwar in der einen oder anderen
Form überleben, ein geregeltes Leben und Arbeiten
erscheint indes, wie die Erfahrungen zeigen, kaum
möglich. Mitunter anzutreffende romantische Vor-
stellungen eines “freien, ungebundenen” Lebens, das
Obdachlose führen, negieren die mit Wohnungslosig-
keit verbundenen Probleme, wie materielle Armut,
fehlende Privatsphäre, existenzielle Unsicherheit oder
Stigmatisierung. Obdachlose sind von allen Bevölke-
rungsgruppen diejenige, die am stärksten von sozialer
Benachteiligung und Ausgegrenzung betroffen ist.
Ihre Armut ist öffentlich sichtbar, kann nicht rheto-
risch oder statistisch wegdefiniert werden; vielleicht
ist man gerade deshalb mit Schuldzuweisungen (“Al-
koholiker”, “arbeitsscheu”) so schnell zur Hand. Denn
wo individuell schuldhaftes Verhalten vorliegt, ist die
Gesellschaft als Verursacherin sozialer Problem- und
Gefährdungslagen außer obligo. 

Ist das so? Betrachtet man die konkreten Ursachen
für Wohnungslosigkeit, kann man feststellen, dass
diese vielfältig sind und von finanziellen Problemen
bzw. Schulden über Jobverlust und Beziehungspro-
bleme bis hin zu psychischen Krisen und Suchtverhal-
ten reichen. Häufig ist ein Zusammentreffen mehre-
rer derartiger Faktoren Auslöser für den Verlust der
Wohnung. Dieser ist somit zwar im Allgemeinen indi-
viduell bedingt, die Hintergründe sind allerdings viel-
fach gesellschaftlicher Natur. So werden ein individu-
eller Jobverlust und eine daran anschließende län-
gere Arbeitslosigkeit durch eine angespannte Situa-
tion am Arbeitsmarkt wahrscheinlicher, und deren
Auswirkungen auf individuelle psychische Befindlich-
keiten und familiäre Spannungen dürfen gleichfalls
nicht unterschätzt werden. Die Gesellschaft kann in-
sofern nicht aus der Verantwortung gezogen werden;
und diese Verantwortung für das “Grundbedürfnis
Wohnen” wurde bislang - zumindest in Teilbereichen
- auch wahrgenommen. 

Hierzulande ist es vor allem dem sozialen Wohnbau zu
verdanken, dass die - immer labiler werdende - Lage

am Arbeitsmarkt nicht voll auf den Wohnungsmarkt
durchschlägt (vgl. Beitrag Stöger). Erreicht wird dies
durch die Praxis unbefristeter Mietverträge, durch
Mieten unter dem Marktpreisniveau und das Wahr-
nehmen des öffentlichen Versorgungsauftrags. Zwar
wird teilweise eine Fehlbelegung geförderter Woh-
nungen durch einkommensstärkere Haushalte be-
klagt, andererseits ermöglicht diese eine soziale
Durchmischung der Wohnquartiere und verhindert
insofern die Herausbildung von Ghettos. 

Genau das droht jetzt in Deutschland, wo sich der
Staat sukzessive aus der Wohnungspolitik zurück-
zieht. Schon die Aufhebung der Wohnungsgem-
einnützigkeit im Jahr 1990 hatte einen Anstieg der
Mieten und damit eine Verschlechterung der Wohn-
raumversorgung weniger zahlungskräftiger Bevölke-
rungsschichten zur Folge (vgl. Kontraste 8/2004); für
die EntscheidungsträgerInnen dennoch kein Anlass,
von ihrer Linie abzurücken - im Gegenteil: Aufgrund
der Finanzknappheit der öffentlichen Hand kommt es
gegenwärtig zu einer massiven Veräußerung kommu-
naler Wohnungsbestände an internationale Investo-
rengruppen. So hat beispielsweise die Stadtgemeinde
Dresden Anfang März in einem spektakulären Schritt
sämtliche kommunalen Wohnungen an einen US-In-
vestor verkauft und rühmt sich nun, “Deutschlands
erste schuldenfreie Großstadt” zu sein (ORF ON,
11.03.06). Für die Fonds sind derartige Investitionen
in der Regel eine renditeträchtige Anlage, die Miete-
rInnen indes werden aller Voraussicht nach tiefer in
die Tasche greifen müssen. Da die AnlegerInnen an
einer optimalen Verwertung des erworbenen Vermö-
gens interessiert sind, sind eine Weiterveräußerung
der Wohnungen an die MieterInnen und/oder Mieter-
höhungen vorprogrammiert. Wer da nicht mitkann,
wird sich wohl oder übel eine neue Unterkunft su-
chen müssen. ExpertInnen befürchten, dass es so zu
einer großangelegten sozialräumlichen Restrukturie-
rung kommt, mit noblen Vorzeige-Innenstädten und
sozialen Problemzonen in den Außenbezirken; eine
Entwicklung, die in anderen Ländern (z.B. Frankreich)
bereits stattgefunden hat und nicht unwesentlich zu
den dort zu beobachtenden sozialen Spannungen
beigetragen hat. Für Österreich alles andere als eine
erstrebenswerte Perspektive, meint

Ihre 
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Wohnungspolitik in Europa
Von sozialstaatlicher Regulierung zur
Marktsteuerung

Die Etablierung des sozialen Wohnbaus im 20. Jahr-
hundert gilt zu Recht als wesentliche zivilisatorische
Leistung mitteleuropäischer Politik. Der Begriff „So-
zialer Wohnbau“ bezeichnet jede Form des Wohn-
baus, die von direkten oder indirekten öffentlichen
Subventionen profitiert. Als wichtigstes staatliches
Förderinstrument kristallisieren sich direkte Objekt-
förderungen heraus. Wohnungen, die durch Objekt-
förderungen errichtet werden, unterliegen strikten
Mietpreis- und Belegungsbindungen und sind daher
einer profitablen Verwertung nach Marktkriterien
entzogen. Existiert eine gemeinnützige Wohnungs-
wirtschaft, dann ist öffentliches Förderkapital lang-
fristig in einem gemeinnützigen Kapitalkreislauf ge-
bunden, sodass auch nachfolgende Wohngeneratio-
nen von Wohnungsmieten unter dem Marktniveau
profitieren. 

Die zentrale Wirkung des sozialen Wohnungssektors
besteht darin, dass die enge Beziehung zwischen der
individuellen Position auf dem Arbeitsmarkt und jener
auf dem Wohnungsmarkt durchbrochen wird. Sobald
ein leistungsfähiger sozialer Wohnbau (idealerweise
in Gestalt einer gemeinnützigen Wohnungswirt-
schaft) existiert, bedeuten ein niedriges Erwerbsein-
kommen oder Erwerbslosigkeit nicht mehr automa-
tisch unzureichende Wohnverhältnisse oder im Ex-
tremfall ein Abdriften in die Obdachlosigkeit. Soziale
Ungleichheit am Wohnungssektor wird zwar nicht
völlig aufgehoben, jedoch auf eine für die Allgemein-
heit akzeptable Ausprägung reduziert. Erst in dem
Maß, in welchem eine Auflösung sozialer und ge-
meinnütziger Wohnungsbestände erfolgt, werden die
individuelle Lage am Arbeits- und am Wohnungs-
markt wieder stärker miteinander verknüpft (Häußer-
mann 1998; 2004).

So unverzichtbar der soziale Wohnbau für die Bezie-
her von Niedrigeinkommen ist, so wenig beschränkt
er sich auf eine Versorgungsfunktion für nicht oder
nur eingeschränkt marktfähige Haushalte. Priorität
hat nicht die Obdachlosenversorgung, sondern der
Aufbau eines breiten marktfernen Segments von
Mietwohnungen, das keinen Marktschwankungen
und –risiken mehr unterliegt. Das soziale Wohnungs-
wesen wird im 20. Jahrhundert nicht als eine erwei-
terte soziale Fürsorge verstanden, sondern ist in sei-
ner gesellschaftspolitischen Funktion an eine Mehr-

heit der urbanen Bevölkerung adressiert. Aufgrund
dieser „Mittelschichtorientierung“ sind die Einkom-
mensgrenzen für Sozialwohnungen großzügig be-
messen und wird ihre Überschreitung durch Förde-
rungsgeber und Bauträger toleriert. Die Belegung von
Sozialwohnungen durch einkommensstärkere Mittel-
schichthaushalte wird nicht als „Fehlbelegung“, son-
dern als positiver Beitrag zur sozialen Durchmischung
urbaner Wohnquartiere verstanden. 

Aufgrund dieser gesellschaftspolitischen Orientierung
trägt der soziale Wohnungssektor – in Verbindung
mit dem Wohlfahrtsstaat und einer Erwerbsgesell-
schaft, die Vollbeschäftigung gewährleistet – im 20.
Jahrhundert zur Sozialintegration der mitteleuropäi-
schen Stadtgesellschaften bei. Darin liegt ein wichti-
ges Unterscheidungskriterium zur sozial polarisierten
amerikanischen Metropole, wo ein funktionsfähiger
sozialer Wohnbau fehlt und extreme Ungleichheit in
der Wohnraumversorgung einen sozial desintegrie-
renden Effekt hat (O’Connor 2004).  

Strukturwandel der Wohnungspolitik –
auf dem Weg zum Marktmodell 
Die argumentative Grundlage für eine Umgestaltung
der Wohnungspolitik nach marktwirtschaftlichen
Prinzipien liefern Ökonomen, die sich an neoklassi-
schen Paradigmen orientieren (typisch dafür: Eekhoff
1988). Sie tragen wesentlich dazu bei, dass neoklas-
sische Analysen der Wohnungsmärkte in Wissen-
schaft, Öffentlichkeit und Politik diskutiert werden
und an Konsensfähigkeit gewinnen. Bei allen Unter-
schieden im Detail zeichnen sich neoklassisch inspi-
rierte Studien zur Wohnungswirtschaft dadurch aus,
dass sie auf einer schlichten ordnungspolitischen
Grundvorstellung beruhen, die jede Form einer direk-
ten Staatsintervention in die Marktbeziehungen für
verzichtbar hält. Die Wohnung soll – ungeachtet ihrer
spezifischen Eigenschaften – so wie jedes andere
Konsumgut (Auto, Computer) grundsätzlich marktför-
mig produziert werden. Dass mit einem Abbau staat-
licher Intervention am Wohnungssektor auch deren
positive Effekte in konjunktur-, sozial- und gesell-
schaftspolitischer Beziehung verloren gehen, wird sy-
stematisch ausgeblendet.

Auf Basis ihrer Grundsatzkritik am sozialen Wohnbau
und der staatlichen Regulierung der Wohnungs-
märkte formulieren die Kritiker je verschiedene woh-
nungs- beziehungsweise ordnungspolitische Hand-
lungsempfehlungen: Sie reichen von der Radikalfor-
derung nach einer Auflösung der sozialen Wohnungs-
bestände bis zu einem grundlegenden Funktionswan-
del des sozial gebundenen Wohnungssegments, dem
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die Wohnraumversorgung von nicht marktfähigen,
akut armutsgefährdeten Haushalten zugewiesen wird.
Am pointiertesten hat die letztgenannte Position J.
Eekhoff, Professor für Volkswirtschaftslehre an der
Universität Köln, vertreten. „Auf mittlere Sicht“ er-
blickte er die Hauptaufgabe der sozialen Wohnungs-
wirtschaft „vor allem darin, (...) das Zugangsproblem
zu lösen, also Wohnungen für Haushalte mit Zugangs-
schwierigkeiten vorzuhalten“ (Eekhoff 1988, 162). 

Neoklassische Positionen dieser Art werden typischer-
weise von jenen Parteien und Interessensgruppen auf-
gegriffen, die einen Nutzen aus der Stärkung von
Marktprinzipien am Wohnungssektor ziehen. Ob und in
welcher Form sie in konkrete Politikänderungen umge-
setzt werden, hängt in Europa von einer Verschiebung
der politischen Kräfteverhältnisse zu konservativen
und liberalen Parteien, aber auch vom Wandel der
wohnungspolitischen Grundsatzprogramme ab (für
Deutschland: Egner u.a. 2004; Harlander 2006). Kon-
servative Regierungen greifen am konsequentesten in
die etablierten Fördersysteme ein, allerdings modifizie-
ren auch sozialdemokratische Parteien (wie die SPD
oder die britische Labour-Party) ihre wohnungspoliti-
sche Programmatik und räumen marktwirtschaftlichen
Politikansätzen einen höheren Stellenwert ein. Unab-
hängig von ihrer konkreten parteipolitischen Zusam-
mensetzung geraten westeuropäische Regierungen
unter den Druck handlungskompetenter Interessens-
vertretungen der Wirtschaft, die auf eine staatliche
Ausgabenreduktion für die öffentliche Wohnbauförde-
rung und den Abbau staatlicher Regulierungen auf den
Wohnungsmärkten drängen. 

Die rezenten Politikänderungen markieren in dreifa-
cher Hinsicht einen Bruch mit den etablierten Instru-
menten staatlicher Wohnungspolitik:

- Erstens erfolgt eine Deregulierung der Mietpreis-
regelungen, welche die Basis für den Übergang zu
marktkonformen Mietpreisen und damit zur pro-
fitablen Verwertung der Immobilienbestände legt.
Sie bewirkt eine deutliche Differenzierung des
Mietpreisniveaus in Abhängigkeit von Qualität,
Größe und Lage der Wohnung sowie der sozialen
Zusammensetzung des Wohnumfelds. Anders als
im sozialen Wohnungssegment unterliegen die
Wohnungsmietpreise deutlichen Schwankungen.

- Zweitens wird das staatliche Wohnbaufördersy-
stem umgestellt, da (bei reduziertem Gesamtför-
dervolumen) ein Übergang von Objekt- zu Sub-
jektförderungen und eine Aufwertung der (in-)di-
rekten Wohnungseigentumsförderungen erfolgt.
Dass Subjektförderungen eine nicht unbedeu-

tende Rolle spielen, entspricht der Logik einer
marktgesteuerten Wohnungsversorgung. Individu-
elle Subjektförderungen dienen als Instrumente,
um die Kaufkraft der Wohnungsnachfrager auf
einem schwach regulierten Wohnungsmarkt zu
verbessern. Die staatlichen Eigentumsförderungen,
die von konservativen Parteien aus eigentums-
ideologischen Erwägungen aufrechterhalten wer-
den, geraten unter den Druck von Konsolidierungs-
zwängen der öffentlichen Haushalte. Als alternati-
ves Instrument staatlicher Wohnungseigentums-
politik bietet sich die preisgünstige Veräußerung
von Sozialwohnungen an deren Mieter an.

- Die gravierendste Strukturänderung betrifft die
Privatisierung von sozial gebundenen Wohnungs-
beständen an renditeorientierte Privateigentümer.
Nach der Privatisierungswelle britischer Kommu-
nalwohnungsbestände während der 1980er Jahre
erfolgt gegenwärtig eine Privatisierung der So-
zialwohnungen deutscher Kommunen und Länder
an private institutionelle Investorengruppen. In
Abgrenzung zu den Kommunen, die sich zu einer
sozialorientierten Belegungs- und Mietpreispoli-
tik verpflichtet sehen, liegt die Zielsetzung der
privaten Neoeigentümer in einer kurzfristigen
Verwertung der erworbenen Wohnungsbestände.
Trotz Garantieerklärungen von Managern und Po-
litikern können Mietpreis- und Belegungsbindun-
gen nach dem Eigentümerwechsel nicht mehr
aufrechterhalten werden. Zugleich sinken die
Möglichkeiten der Kommunen, den privaten Ak-
teuren auf den Wohnungsmärkten soziale Ver-
pflichtungen aufzuerlegen, signifikant. 

Die Restbestände des sozialen Wohnbaus durchlaufen
einen Funktionswandel, da sie als Instrumente zur
Wohnraumversorgung nicht marktfähiger Haushalte
dienen sollen. Durch die Einführung von Subjektför-
derungen und strengeren Einkommensgrenzen, die
den Zugang zu Sozialwohnungen regulieren, verän-
dert sich die Zielgruppenkonzeption des sozialen
Wohnungssektors grundlegend. Eine Fehlbelegung
durch Haushalte, die Einkommenszuwächse erzielen
und die Einkommensgrenzen für Sozialwohnungen
überschreiten, wird von den wohnungspolitischen Ak-
teuren zunehmend als problematisch empfunden. Das
traditionelle Zielgruppenkonzept, das im Prinzip nur
die Einkommensstärksten von Sozialwohnungen aus-
schließt, scheint verteilungspolitischen Zielsetzungen
nicht mehr zu entsprechen. Daher experimentieren
einzelne Staaten (Deutschland, Frankreich) mit „Fehl-
belegungsabgaben“, die von Haushalten, deren Ein-
kommen die definierten Grenzwerte überschreiten, zu
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entrichten sind. Bei Wiedervermietung von Sozial-
wohnungen gelten zudem niedrigere Einkommens-
grenzen, die eine Wohnungsbelegung durch lei-
stungsschwächere Haushalte gewährleisten sollen.

Diese fundamentalen Politikänderungen – die Dere-
gulierung, die stärkere Subjektorientierung des öf-
fentlichen Fördersystems und die sukzessive Auflö-
sung sozialer Wohnungsbestände in Folge von Priva-
tisierungen – sind Indiz für den Übergang hin zu einer
marktgesteuerten Wohnraumversorgung in weiten
Teilen Mittel-, Ost- und Westeuropas. Die nordeu-
ropäischen Staaten bilden insofern eine Ausnahme,
als sie am marktfernen Modell der Wohnraumversor-
gung im Prinzip festhalten. Speziell in Schweden exi-
stiert ein umfangreicher gemeinnütziger Wohnungs-
sektor, dessen Aufbau durch staatliche Direktsubven-
tionen aus den Steueraufkommen finanziert wird. Das
soziale Wohnungswesen verfolgt explizit die Zielset-
zung, die schwedischen Staatsbürger unabhängig von
ihrer Arbeitsmarkt- und Einkommenslage mit qualita-
tiv ansprechendem und preisgünstigem Wohnraum
zu versorgen. 

Zur Beziehung von Wohnungs- und
Arbeitsmarktentwicklung
Ein Defizit der aktuellen politischen und wissenschaft-
lichen Debatte liegt darin, dass die Grundbedürfnisse
Wohnen und Arbeiten häufig isoliert diskutiert werden
und der Wandel von Wohnungspolitik und Wohnungs-
markt nicht konsequent mit Veränderungsprozessen
auf den Arbeitsmärkten verknüpft wird. Die Akteure
der Wohnungspolitik handeln aus interessenpoliti-
schen Erwägungen und legitimieren ihre Entscheidun-
gen mit zeitnahen Daten zum Wohnungsmarkt (Woh-
nungsbestand, -produktion, Wohnungsnachfrage). Auf
diese Weise vereinfachen sie komplexe Entschei-
dungssituationen, nehmen jedoch in Kauf, dass ein
wichtiger Parameter bei der Entscheidungsfindung
unberücksichtigt bleibt. Welche Wirkungen eine kon-
krete Wohnungspolitik auf die Wohnraumversorgung
entfaltet, hängt zu einem hohen Grad auch von der
Struktur und Entwicklung der Erwerbsgesellschaft ab.
Dies führt zur Frage, unter welchen erwerbsgesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen die Politik den
Schwenk zu einer marktgesteuerten Wohnungsversor-
gung vollzieht. Gegenwärtig zeichnen sich die Arbeits-
märkte in Europa durch verschärfte Spaltungstenden-
zen aus: Wie Martin Kronauer aufgezeigt hat, erfolgt
eine Differenzierung zwischen Arbeitnehmern in Nor-
malarbeitsverhältnissen, prekär Beschäftigten mit nur
loser Ankoppelung an den Arbeitsmarkt sowie einer
(wachsenden) nicht mehr arbeitsmarktintegrierten
Gruppe (Kronauer 2002). 

Die Spaltungslinie auf den Wohnungsmärkten ver-
läuft angebotsseitig zwischen einem wenig regulier-
ten Teilmarkt und dem sozial gebundenen Woh-
nungsbestand. Diese Differenzierung existiert zwar
schon seit langem und wurde durch die staatliche
Wohnbauförderungspolitik nicht aufgehoben, doch
verschieben sich als Konsequenz der Wohnungspriva-
tisierungen die Größenverhältnisse eindeutig zulasten
der sozialen Wohnungsbestände. Dadurch schrumpft
jenes Segment des Wohnungsmarktes, das zur Wohn-
raumversorgung von Haushalten mit geringeren Ein-
kommensspielräumen zur Verfügung steht. 

Das Kernproblem liegt darin, dass solche Strukturver-
änderungen auf den Wohnungsmärkten nicht in einer
Phase relativer Stabilität, sondern unter den Bedin-
gungen eines beschleunigten und irreversiblen Wan-
dels der Erwerbsarbeit erfolgen. Prekäre Beschäfti-
gung und Arbeitslosigkeit sind längst nicht mehr
Charakteristika einer relativ überschaubaren gesell-
schaftlichen Randgruppe; vielmehr zeichnet sich die
moderne Erwerbsgesellschaft durch eine tendenzielle
Verallgemeinerung von Arbeitsmarktrisiken aus, die in
die urbanen Mittelschichten vordringen.

Erwerbslosigkeit, prekäre Arbeitsverhältnisse und ten-
denziell sinkende Erwerbseinkommen beschränken
wiederum die Handlungsoptionen der Haushalte auf
den Wohnungsmärkten. Phänomene wie Wohnungs-
losigkeit, Zutrittsprobleme von Haushalten zum Woh-
nungsmarkt und hohe Einkommensbelastungen durch
Mietzahlungen sind zwar nicht grundlegend neu, doch
hat ihre quantitative Ausprägung in Europa deutlich
zugenommen. In letzter Konsequenz wird die individu-
elle Lage auf Arbeits- und Wohnungsmärkten wieder
verknüpft und reflektiert die Wohnsituation stärker als
in der Vergangenheit die soziale Lage der Haushalte. 

Österreich: Stabilität des sozialen Wohnbaus 
Die österreichische Wohnungspolitik blieb zwar hin-
ter dem universellen Anspruch des skandinavischen
Modells zurück, verzichtete jedoch auf eine forcierte
Deregulierungs- und Privatisierungsstrategie am
Wohnungssektor. Die öffentliche Wohnbauförderung
bildet ein unverändert wichtiges Instrument der
Wohnungspolitik, das durch eine enge Verbindung
mit einem intakten gemeinnützigen Wohnungssektor
zusätzlich an Wirksamkeit gewinnt. Ebenso behielt
die österreichische Wohnungs- und Wohnbauförde-
rungspolitik ihre Mittelschichtorientierung bei und
verzichtete auf den Übergang zu einem residualen
Fürsorgemodell zugunsten einkommensschwacher
sozialer Gruppierungen. Prinzipiell gelten für den
Bezug von geförderten Wohnungen relativ großzü-
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gige Einkommensgrenzen und erhalten nur wirklich
vermögende Haushalte keinen Zutritt zu Sozialwoh-
nungen. Ein Anstieg des Haushaltseinkommens über
diese Einkommensgrenzen hinaus hat für die betref-
fenden Haushalte keine gravierenden finanziellen und
rechtlichen Konsequenzen (Donner 2000). 

Diese Praxis hat zur Folge, dass auch in Österreich ein
bestimmter Anteil der Mieter von Sozialwohnungen
die förderrechtlichen Einkommensgrenzen über-
schreitet und das Phänomen der „Fehlbelegungen im
Sozialwohnungsbestand“ entsteht. Empirische Stu-
dien unterschiedlichen Datums (Bauer/Stagel 1987;
Czasny 2004; FGW 2005) versuchen auf Basis von
Stichprobenuntersuchungen, den Anteil der einkom-
mensstarken Mieterhaushalte an den Bewohnern von
geförderten Wohnungen zu quantifizieren. Trotz un-
terschiedlicher Datenbasis gelangen sie zu ähnlichen
Resultaten: Gemessen an ihrem Anteil an der Ge-
samtbevölkerung sind einkommensstarke Haushalte
in Sozialwohnungen zumindest nicht unterrepräsen-
tiert. Leistungsstärkere Bewohner können für Miet-
wohnanlagen nachgewiesen werden, die zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten auf Basis verschiedener för-
derrechtlicher Bestimmungen (Bundeswohnbauför-
derungsgesetze 1968, 1972, 1984; diverse Landes-
wohnbauförderungsgesetze seit 1988) in Wien und
den Bundesländern (vorwiegend in den Landeshaupt-
städten) errichtet wurden. 

Die Repräsentation von Haushalten mit überdurch-
schnittlichem Einkommen im Sozialwohnbau wird als
verteilungspolitisch problematisch empfunden und
von Kritikern zum Anlass genommen, um für einen
Umbau des öffentlichen Fördersystems nach neolibe-
ralen Prinzipien (von der Objekt- zur Subjektförde-
rung) zu plädieren (Czerny 2001). Charakteristisch für
diese Perspektive ist eine gewisse Eindimensionalität:
Wenn eine Belegung von Sozialwohnungen durch
einkommensstärkere Haushalte ausschließlich als
Verteilungsungerechtigkeit wahrgenommen wird, ge-
raten deren positive Effekte für die sozialräumliche
Entwicklung der Stadtregionen aus dem Blickfeld.
Eine veränderte Bewohnersozialstruktur ließe sich
nur erreichen, wenn Mieter aufgrund überdurch-
schnittlicher Einkommensgewinne im Erwerbszyklus
gezwungen wären, ihre Sozialwohnungen aufzuge-
ben und einkommensschwächeren Haushalten zu
überlassen. Dieser Korrekturversuch hätte freilich
eine Konzentration einkommens- und leistungs-
schwächerer Haushalte in den Sozialwohnungen zur
Folge und würde die sozialräumliche Polarisierung in
den Städten massiv verschärfen.

Allerdings kann sich auch Österreich von der allge-
meinen Veränderungsdynamik der Erwerbsgesell-
schaft in Europa nicht abkoppeln. Daher durchläuft
die Gruppe jener Erwerbstätigen, die über prekäre Be-
schäftigungsverhältnisse verfügen, auch in Österreich
eine quantitative Expansion. Obwohl präzise Informa-
tionen zur Einkommensentwicklung und sozialen Si-
tuation nicht verfügbar sind, zeichnet sich für diese
Gruppe eine deutliche Öffnung der Mietpreis-Einkom-
mensschere ab. D.h. bei Haushalten mit prekären Ar-
beitsverhältnissen geraten Mietaufwendungen, die
Fixkosten sind, in Widerspruch zu schwankenden, in
ihrer längerfristigen Entwicklung nicht zuverlässig
kalkulierbaren Erwerbseinkommen. In der Entwick-
lung tragfähiger Strategien, die auch prekär Beschäf-
tigten den Zugang zu modernen Wohnstandards si-
chern, liegt eine zentrale Herausforderung an die
Wohnungspolitik der Zukunft.

Harald Stöger
Institut für Gesellschafts- und Sozialpolitik
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Wohnungslosigkeit: Mythen
und Stigmatisierungsprozesse
Alltagstheorien über wohnungslose Menschen sind
gekennzeichnet von Vorurteilen und Mythen. Der
Normalbürger misst das Handeln eines Wohnungslo-
sen an Vorstellungen, die geprägt sind von den Wer-
ten einer Leistungsgesellschaft. Das Verhalten woh-
nungsloser Menschen wird dabei als abweichend er-
lebt. Das negative Merkmal der abweichenden Hand-
lung wird auf die Person bzw. auf die gesamte Perso-
nengruppe übertragen. So bilden sich Alltagstheorien
wie: „Wohnungslose sind selber schuld an ihrem
Schicksal“ oder „Wohnungslose sind nur zu faul zu
arbeiten.“ 

Stigmatisierung
Für diese Definitionsprozesse hat sich im Anschluss
an Goffman der Begriff Stigmatisierung gebildet:1

„Stigma ist der Sonderfall eines sozialen Vorurteils ge-
genüber bestimmten Personen, durch welche diesen
negative Eigenschaften zugeschrieben werden ... Stig-
matisierungen knüpfen an Merkmalen an, die als ab-
weichend erkannt werden ... Typisch ist nun, daß ein
solches Merkmal negativ definiert wird bzw. an dieses
anknüpfend dem Merkmalsträger weitere ebenfalls
negative Eigenschaften zugeschrieben werden, die ei-
gentlich mit dem tatsächlich gegebenen Merkmal
nichts zu tun haben“.2

Bezogen auf wohnungslose Menschen bedeutet dies,
dass mit der Wahrnehmung ungepflegter Kleidung,
des Aufenthalts an bestimmten Plätzen, des öffentli-
chen Konsums von Alkohol, etc. Vorstellungen von
Faulheit, Schmarotzertum, Ungepflegtheit oder Kri-
minalität verbunden werden. Im Folgenden werden
diese Stigmatisierungsprozesse und damit verbun-
dene Mythen exemplarisch dargestellt und im Lichte
wissenschaftlicher Untersuchungen3 sowie auf Basis
einer mehrjährigen Praxiserfahrung des Autors in der
Wohnungslosenhilfe kritisch analysiert. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass es den Woh-
nungslosen nicht gibt: Innerhalb dieses Personenkrei-
ses gibt es verschiedenste gesellschaftliche Problem-
gruppen, die sich in ihrer spezifischen Problematik,
ihrem Status, ihrem beruflichen, familiären oder eth-
nischen Hintergrund deutlich unterscheiden und nur
insofern etwas gemeinsam haben, als sie auf Grund
verschiedenster Faktoren mittel- und wohnungslos
wurden und auf Hilfen angewiesen sind, um dieser
Notlage zu entkommen. 

Der Begriff „Sandler“
In Österreich wird in der Alltagssprache, in den Me-
dien4 und vereinzelt auch in der Fachliteratur5 der
Ausdruck „Sandler“ für im Straßenbild auffällige,
wohnungslose Menschen verwendet. Kriterien für die
Verwendung dieser Bezeichnung sind u.a. der Aufent-
halt an bestimmten Plätzen, ungepflegtes Äußeres,
öffentliches Trinken von Alkohol und Betteln. „San-
deln“ bedeutet in der Alltagssprache auch soviel wie
„nichts tun“, Zeit vertrödeln. So ist bereits die All-
tagsbezeichnung für Wohnungslose diskreditierend
und impliziert das Stigma: Faulenzer, Nichtstuer, ar-
beitsscheue Person.

Arbeitsscheue Wohnungslose?
Der Großteil der wohnungslosen Menschen ist ar-
beitslos. Der Verlust der Arbeit ist bei vielen Woh-
nungslosen ein wesentlicher Verursachungsfaktor
ihrer Problemlage, aber auch ein Faktor, der ihre
Wohnungslosigkeit verfestigt, entsprechend dem Teu-
felskreis: Ohne Arbeit keine Wohnung - ohne Woh-
nung keine Arbeit. 

Je länger die Wohnungslosigkeit dauert, umso
schwieriger wird es für die Betroffenen, eine Arbeit zu
bekommen. Die widrigen Bedingungen eines Lebens
auf der Straße beeinträchtigen den Gesundheitszu-
stand und somit auch die Arbeitsfähigkeit der Betrof-
fenen und machen es auf die Dauer unmöglich, einer
geregelten  Arbeit nachzugehen. Dies stellt auch die
Arbeitgemeinschaft Nichtsesshaftenhilfe fest: „Nach
drei Wochen auf der Straße ist in der Regel niemand
mehr arbeitsfähig“.6

Der Wohnungslose ist nicht arbeitsscheu, sondern ar-
beitsunfähig. Er zeigt normalerweise allen widrigen
Lebensumständen zum Trotz durchaus Bereitschaft,
Arbeit aufzunehmen, hat aber aufgrund seiner sozia-
len Lage und seines biographischen Hintergrunds
kaum Chancen, eine geregelte Arbeit zu finden, da
gerade bei potentiellen Arbeitgebern das Stigma „ar-
beitsscheu“’, „unzuverlässig“ oder „potentieller Eigen-
tumstäter“ wirksam und die Problemlage der Woh-
nungslosen somit festgeschrieben wird.7 Permanente
Enttäuschungen und Absagen verursachen Resigna-
tion und können schließlich dazu führen, dass der
Wohnungslose in Anbetracht der Aussichtslosigkeit
seiner Anstrengungen gar nicht mehr versuchen wird,
sich um Arbeit zu bemühen.

Ungepflegtheit?
Ein Charakteristikum in der Alltagswahrnehmung von
Wohnungslosen ist Ungepflegtheit, konkretisiert in
Form von schmutziger, zerlumpter Kleidung und
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üblem Geruch. Dies mag auf vereinzelte Menschen zu-
treffen. Die Erfahrungen der entsprechenden Einrich-
tungen des Hilfssystems bestätigen das Gegenteil: Der
überwiegende Teil der wohnungslosen Menschen legt
Wert auf Sauberkeit und gepflegte Kleidung und
nimmt entsprechende Angebote in den Einrichtungen
der Wohnungslosenhilfe, wie Duschgelegenheiten und
die Möglichkeit, Wäsche zu waschen, regelmäßig in
Anspruch. Beim Besuch einschlägiger Einrichtungen
würde ein Besucher, der um das Konzept der Einrich-
tung nicht Bescheid wüsste, unter den Anwesenden
kaum Wohnungslose anhand der Kleidung von einem
„Normalbürger“ unterscheiden können.

Wohnungslosigkeit als freiwillig gewählte
Lebensform?
Mit Wohnungslosigkeit werden in Alltagstheorien
gerne romantische Vorstellungen verbunden, die
davon ausgehen, dass diese Lebensweise freiwillig im
Sinne von „Aussteigen“ gewählt wird: der wohnungs-
lose Mensch im Protest gegen die Leistungsgesell-
schaft, frei und ungebunden in der Natur, frei von den
Zwängen und Sorgen einer Konsum- und Leistungs-
gesellschaft als eine Art Lebensphilosoph.

Dieses Bild von Wohnungslosigkeit blendet die ei-
gentlichen mit Wohnungslosigkeit verbundenen Pro-
bleme aus: materielle Armut, Kälte, kein Dach über
dem Kopf, keine Privat- und Intimsphäre, Gewalt,
Frustration, Ausgrenzung, Stigmatisierungsprozesse,
… Der Wohnungslose findet auf der Straße fast aus-
schließlich Lebensbedingungen vor, die menschenun-
würdig sind und nur ein Leben am Rande des Exi-
stenzminimums ermöglichen.

So heißt es auch in der Entschließung des Europäi-
schen Parlaments zur Unterbringung von Wohnungs-
losen: „Zuallererst und vor allem muß die noch immer
sehr populäre Vorstellung beseitigt werden, daß
Wohnungslosigkeit ein schuldhafter oder freiwillig
gewählter Zustand ist“.8 Dies bestätigt Grohall: „Es
besteht kein Anlaß, solange es die Betroffenen nicht
selbst tun, daß Außenstehende das Leben in der
’Nichtseßhaftigkeit’ idealisieren und romantisieren...
Auch Anzeichen einer Entwicklung hin zu eigenen
kulturellen Formen und Inhalten können nicht darü-
ber hinwegtäuschen, daß es sich bei der ’Nicht-
seßhaftigkeit’ um eine unfreiwillige Randständigkeit
handelt, gegen die sich Betroffene solange als mög-
lich wehren und unter ihr leiden“.9

Aus meiner beruflichen Erfahrung kann ich diese Aus-
sagen nur bestätigen. Wenn ein Teil der Betroffenen
nach bereits längerer Wohnungslosigkeit Hilfsange-

bote ablehnt, geschieht das in eingeschränkter Frei-
heit meist aus Resignation und Enttäuschung über
das Hilfssystem: „Die Ausgrenzung, die ... leidvoll von
Betroffenen erfahren wird und sie in passive Haltun-
gen drängt, wird irgendwann zu aktiver Anpassung an
das scheinbar Unvermeidliche führen, dann nämlich,
wenn die Veränderung der Situation als nicht mehr
aussichtsreich - z.B. durch zu große Schulden - er-
scheint“.10 Gelegentlich versuchen Betroffene, aus
ihrer Not eine Tugend zu machen und stilisieren sich
zu Lebens- bzw. Überlebenskünstlern, um so eine
Form von Anerkennung zu erhalten und Ersatziden-
tität zu gewinnen.

Alkoholismus 
Alkoholismus und seine Folgen gehören zum öffentli-
chen Erscheinungsbild der Wohnungslosen. Dement-
sprechend ist im Alltagsverständnis Alkoholkonsum
ein konstitutives Merkmal von Wohnungslosigkeit. 

Alkoholismus als Bewältigungsstrategie für Familien-
probleme, Beziehungskrisen und Probleme am Ar-
beitsplatz ist für einen Teil der Betroffenen Mitverur-
sachungsfaktor für ihre Wohnungslosigkeit. Der mehr
oder weniger starke Alkoholkonsum bis hin zum chro-
nischen Alkoholismus ist vor allem aber auch Begleit-
und Folgeerscheinung von länger andauernder Woh-
nungslosigkeit. Der Alkoholgenuss dient dazu, Situa-
tionen wie Kälte, den Frust des Wohnungslosenalltags
und Spannungen, die durch Stigmatisierungsprozesse
entstehen, leichter auszuhalten bzw. zu reduzieren.

Der Alkoholgenuss unter Wohnungslosen ist im Ge-
gensatz zu dem der Normalbürger aber so auffällig,
dass er in Alltagstheorien gleichsam als konstitutiv
für Wohnungslosigkeit angesehen wird. Der Grund
liegt darin, dass die Wohnungslosen eben aufgrund
ihrer Wohnungslosigkeit auf der Straße unter den
Augen der Öffentlichkeit Alkohol konsumieren müs-
sen. Der Normalbürger kann seinen Rausch bzw. seine
Alkoholprobleme relativ verborgen in seiner Wohnung
ausleben.

Entwöhnungskuren sind bei Wohnungslosen meist
nur dann erfolgreich, wenn der Betreffende nach sei-
nem Entzug entsprechend nachbetreut wird, d.h.
nicht wieder auf der Straße landet, sondern eine
Wohnung bekommt und entsprechenden Abstand
zum Milieu einhalten kann. 

„Selber schuld?“
Alltagstheorien betrachten Wohnungslosigkeit primär
als ein ordnungspolitisches Problem. Wohnungslosig-
keit wird umdeklariert in Schuld: Wohnungslose stel-
len sich bewusst außerhalb der öffentlichen Ordnung
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und sind dadurch für den Normalbürger eine Belästi-
gung. Die Ursache für ihre Not liege in der fehlenden
Bereitschaft, einen Wohnsitz anzunehmen, zu arbeiten
bzw. sich überhaupt helfen zu lassen. Das Hilfssystem
sei hinreichend ausgebaut, werde aber von den Betrof-
fenen gemieden, weil der notwendige Zwang fehle.

Diese Erklärungsversuche basieren auf einer Unkennt-
nis der wirklichen Lebensbedingungen der Wohnungs-
losen, sind geprägt von jahrhundertealten Vorurteilen
und lassen sich weder durch wissenschaftliche Unter-
suchungen noch durch die sozialarbeiterische Praxis
belegen.11 Grundsätzlich ist bei einer Analyse der Ur-
sachen von Wohnungslosigkeit von einem Ursachen-
bündel auszugehen. Dabei ist grob zu unterscheiden
zwischen gesellschaftlichen Faktoren (Diskriminie-
rung, mangelnde soziale Netzwerke, Wohnungspolitik,
kapitalistisches Wirtschaftssystem, etc.) und individu-
ellen Faktoren (Entlassung aus der Haft, psychiatri-
scher Unterbringung und Einrichtungen zur Suchtbe-
handlung; Schulden, Mietzahlungsunfähigkeit, Unter-
kunftsverlust im Zusammenhang mit der Kündigung
eines Arbeitsverhältnisses; Beziehungskonflikte). Aus
individuellen und gesellschaftlichen Faktoren bildet
sich eine personenspezifische Konstellation, die von
den normalen Lebensstandards abweicht.

Hier ist nun zu differenzieren zwischen Faktoren, die
Wohnungslosigkeit auslösen (primäre Ursachen), und
Faktoren, die Wohnungslosigkeit verfestigen (sekun-
däre Ursachen). Beziehungs-, Status- und materielle
Krisen sind häufig Auslöser für einen ersten Woh-
nungsverlust. Kommen zusätzliche Belastungen wie
Betriebsstilllegung, Arbeitsplatzverlust, körperliche
oder psychische Beeinträchtigung, Erkrankung oder
ein Unfall hinzu, wird das Risiko zur Wohnungslosen-
karriere erhöht, wenn nicht Kompensationsmöglich-
keiten und Hilfen zur Verfügung stehen, wie familiäre,
soziale Netzwerke oder ein funktionierendes Hilfssy-
stem. Ein unzureichend ausgebautes oder rein auf
Verwahrung bedachtes Hilfssystem sowie Stigmati-
sierungsprozesse können Faktoren bilden, die einen
ersten Wohnungsverlust zur Wohnungslosigkeit fest-
schreiben.

Der Wohnungslose als Straftäter?
Bis  in die 70/80er Jahre des 20. Jahrhunderts war
Wohnungslosigkeit als solche bereits ein strafbares
Delikt: Nicht eine bestimmte Tat, sondern ein be-
stimmte soziale Lage wurde bestraft.

Erst 1975 schaffte das Bundesministerium für Justiz
im Zuge der Strafrechtsreform das Vagabundengesetz
von 1885 ab. Tirol, Salzburg und Kärnten führten

1976 entgegen den Bemühungen des Justizministeri-
ums in Richtung Entkriminalisierung den Landstrei-
cher-Paragraphen wieder ein (z.B. Tiroler Landespoli-
zeigesetz 1976, §9). Der Verfassungsgerichtshof er-
klärte 1986 den gleichlautenden Landstreicherei-Pa-
ragraphen des Salzburger Landespolizeigesetzes als
verfassungswidrig. Die entsprechenden Landstreiche-
rei-Paragraphen in den Landesgesetzen mussten auf-
gehoben werden.

Aufgrund ihrer Notlage kommen Wohnungslose aktu-
ell mit anderen Gesetzen in Konflikt: so z.B. mit § 10
des Tiroler Landespolizeigesetzes, der Bettelei verbie-
tet. Die entsprechenden Landesgesetze der Steier-
mark (Steiermärkisches Landes-Sicherheitsgesetz/§
3a) und von Wien (Wiener Landes-Sicherheitsgesetz §
2 Abs. 1) verbieten „nur“ aufdringliches bzw. aggres-
sives Betteln. Auch durch das Nächtigen in Eisen-
bahnwaggons und den Aufenthalt im Bahnhof bege-
hen Wohnungslose eine Gesetzesübertretung, und
zwar nach den §§ 43 und 54 des Eisenbahngesetzes.

Die Wohnungslosen werden also für ihre soziale Not-
lage, in der sich ihnen keine alternativen Verhaltens-
möglichkeiten mehr bieten, und die damit verbunde-
nen Bewältigungsversuche (Schlafen in Waggons,
Betteln,...) bestraft. Diese Strafen reduzieren ihrer-
seits wieder die Chancen der Wohnungslosen auf eine
zukünftige Wohnung und Arbeit. Somit potenziert die
Gesetzeslage und deren Handhabung durch Verwal-
tungsorgane die Notlage der Wohnungslosen.

Eine Analyse sonstiger Delikte von Wohnungslosen
ergibt eine Überrepräsentation von Delikten, die un-
mittelbar mit der sozialen Lage der Wohnungslosen
verbunden sind: Schwarzfahren, Diebstahl, Erregung
öffentlichen Ärgernisses und leichte Körperverletzun-
gen innerhalb des Milieus. So gut wie gar nicht sind
Gewalttaten gegenüber Normalbürgern festzustellen.
Vielmehr werden Wohnungslose selbst Opfer von ge-
walttätigen Übergriffen.12

Stigmatisierende Hilfegewährung am Beispiel
Sozialhilfe
Zentraler Grundsatz aller Sozialhilfegesetze der Län-
der ist, dass die Sozialhilfe jenen, die sich in einer
Notlage befinden und daher öffentlicher Hilfe bedür-
fen, die Führung eines menschenwürdigen Lebens er-
möglichen soll.13 Dies umfasst laut Gesetz den Auf-
wand für Unterkunft, Nahrung, Bekleidung, Körper-
pflege, Hausrat, Beheizung, sowie den Aufwand für
eine angemessene Pflege der Beziehung zur Umwelt
und die Teilnahme am kulturellen Leben.14
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Die Grundintention des Gesetzes zielt also auf umfas-
sende Unterstützung von wohnungslosen Menschen
und sichert ihnen diese Hilfe auch in Form eines
Rechtsanspruches zu. Dieser Anspruch der Gesetze ist
im Falle von wohnungslosen Antragstellern oft nur
totes Recht. Das Beantragen von Sozialhilfe bedeutet
für Wohnungslose häufig ein Kämpfen um ihr Recht,
das zur erfolgreichen Durchsetzung immer wieder
auch der Unterstützung und Begleitung durch Sozial-
arbeiterInnen bedarf.

Dimmel spricht in diesem Zusammenhang vom Un-
terschied zwischen Recht haben und Recht kriegen.
Dass der Unterschied so groß ist, hat für ihn zu tun
mit ausgreifenden Sozialschmarotzerphantasien der
Bevölkerung über Trittbrettfahrer und Leute, die in
der sozialen Hängematte liegen, mit der Scham der
Betroffenen und ihrer Angst vor Stigmatisierung, mit
einer tiefgreifenden personellen und strukturellen
Überforderung der mit dem Vollzug befassten Behör-
den und mit den unterschiedlichen Regelungen und
Vollzugspraktiken.15

Die Gesetze bzw. Verordnungen und Erlässe überlas-
sen den Sachbearbeitern einen großen Ermessens-
spielraum, der nicht immer zu Gunsten der woh-
nungslosen Antragsteller ausfällt:16 bei selbstver-
schuldeter Notlage (vgl. TSHG § 7 Abs. 5; VbgSHG § 8
Abs. 4) oder Ablehnung einer zumutbaren Arbeit (vgl.
OÖSHG § 10; TSHG § 7 Abs. 2; VbgSHG § 8 Abs.1,...)
obliegt es dem Ermessen der Sachbearbeiter, die oh-
nehin bescheidenen Richtsätze (in Oberösterreich
derzeit 532 Euro für Alleinstehende), die unter der
von der EU definierten Armutsgrenze (60% des Medi-
aneinkommens, d.h. für Österreich derzeit 785 Euro)
liegen, zu kürzen oder ganz zu streichen. Die Sachbe-
arbeiter werden zu Quasi-Ersatzgesetzgebern. Im
konkreten Vollzug sind die einseitig verwaltungstech-
nisch geschulten und nur selten über eine pädagogi-
sche oder juristische Ausbildung verfügenden Sach-
bearbeiter gleichzeitig Ankläger, Richter und Auszah-
lende.17 Dass die Sachbearbeiter sechs Monate Zeit
haben, den Antrag zu bearbeiten ist ein Widerspruch
in sich, wenn es um Existenzsicherung geht.

Antalovsky konstatiert als handlungsleitende Maxi-
men der Vollzugsorgane: Kostenminimierungsinter-
esse, Selbstverschuldung von Armut, Missbrauchs-
vermutung bei Antragstellung und Unterstellung
von Arbeitsunwilligkeit bei Arbeitslosigkeit.18 Der
Hilfesuchende steht gleichsam auf der Anklagebank,
muss seine Notlage rechtfertigen und wird als po-
tentieller Betrüger bzw. Ausnützer des Sozialsystems
stigmatisiert.

Armut wird gleichgesetzt mit individueller Schuld.
Durch den Gang auf das Sozialamt wird das eigene
Versagen öffentlich bekannt. Zu der Scham über eige-
nes Versagen kommt das öffentlich gemachte Stigma
des Außenseiters und Sozialschmarotzers.

Das „umgestülpte Netz“
So lässt sich als Quintessenz der obigen Ausführun-
gen die Situation von wohnungslosen Menschen zu-
sammenfassend mit dem Sprichwort beschreiben: Die
Letzten beißen die Hunde.

Wolf Wagner gebraucht dafür das Bild vom „umge-
stülpten Netz“, 19 das unter dem Drahtseil des Arti-
sten hängt. Anstatt dass es nach unten durchhängt,
wölbt es sich hoch. An den Seiten, wo es sichernd und
stützend hochgespannt sein müsste, damit man zur
Mitte hin rollt und nicht abstürzt, fällt es steil zum
Rand hin ab. Zunächst ist dieses Netz sogar besser als
die normalen Netze, da es sich entgegenwölbt, und
man nicht so tief fällt wie sonst. Wenn man sich aber
nicht sofort mit aller Kraft festklammert und gleich
wieder hochseilt, rutscht man immer tiefer, bis man
schließlich im Sand der Arena landet.20 

Die Arbeit hält am Drahtseil. Das Netz sind die Sozi-
alversicherungsleistungen. Bei kurzer Krankheit und
vorübergehender Arbeitslosigkeit hilft es sehr gut.
Wenn die Krankheit aber chronisch wird oder die Ar-
beitslosigkeit länger anhält, wird die Sozialleistung
immer geringer. Je mehr Hilfe nötig ist, desto spärli-
cher und zögernder wird sie gewährt, bis sie schließ-
lich auf ein Minimum (Rand des umgestülpten Net-
zes, zu dem man nach allen Seiten abstürzt) reduziert
wird, der Armutsgrenze, dem Existenzminimum der
Sozialhilfe, das wohnungslosen Menschen zum Teil
auch noch gekürzt oder gar nicht gewährt wird. Das
heißt: Wo die Not am größten ist, ist die Hilfe am
schwächsten.

Christian Stark
Fachhochschule Linz

Studiengang Sozialarbeit

Anmerkungen
1 Vgl. Goffmann, 1967, S.11.
2 Girtler, 1980, S.110f.
3 Vgl. Weber, 1984; Grohall; 1987, John, 1988; Schmid,

1990; Stark, 2000 und 2002.
4 Vgl. Stark, 2002, S. 142.
5 Vgl. Girtler, 1990.
6 Arbeitsgemeinschaft Nichtsesshaftenhilfe Rheinland,

1981, S. 19. 
7 Vgl. Girtler, 1980, S. 111f.
8 Europäisches Parlament, 1988, S. 324.



Die Zukunft liegt in der
Kooperation 
Der Linzer Verein Wohnplattform setzt seit
Jahren erfolgreich Maßnahmen gegen Woh-
nungslosigkeit. Dies wurde nun auch in der
Diplomarbeit „ Home sweet home“ von Clau-
dia Decsy und Petra Pongratz dokumentiert.

Gemäß der Definition der Vereinten Nationen herr-
scht im Gegensatz zum österreichischen ‚Obdachlo-
senverständnis’ eine breitere Auffassung des Begriffes
‚Wohnungslosigkeit’ vor. Demnach können sechs
Gruppen wohnungsloser Menschen unterschieden
werden:

1) Menschen, die von ‚akuter Wohnungslosigkeit’
betroffen sind und die unter Brücken, auf Bahn-
höfen, in Abbruchhäusern etc. übernachten.

2) Menschen, die für eine befristete Zeit Unter-
schlupf in Sozialeinrichtungen, wie zum Beispiel
in Notschlafstellen, Wohnheimen, betreutem
Wohnen, etc. finden.

3) Menschen, die aufgrund von Delogierungsverfah-
ren, Haftentlassungen, etc. von einer ‚bevorste-
henden Wohnungslosigkeit’ bedroht sind.

4) Menschen mit sehr niedrigem Einkommen, die bei
Veränderungen - wie dem Verlust der Arbeit oder
dem Ende eines befristeten Mietvertrages - ihre
Wohnung verlieren könnten. Dies wird als ‚poten-
tielle Wohnungslosigkeit’ zusammengefasst.

5) Menschen, die sich in sehr unsicheren Wohnver-
hältnissen befinden und beispielsweise bei Ver-
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9 Grohall, 1987, S. 60f.
10 Hubbertz, 1975, S. 293.
11 Vgl. Weber, 1984, S. 47-63; John, 1988, S. 256- 408,

Grohall, 1987, S. 63-90, Stark, 2000, S. 75-84.
12 Vgl. Stark, 2000.
13 Vgl. u.a. OÖSHG §1, TSHG § 1
14 Vgl. TSHG, §4 /Abs.1; OÖSHG § 7 Abs.2
15 Vgl. Dimmel, 2001 S. 23.
16 Vgl. Stelzer-Orthofer, 1997, S. 95.
17 Vgl. Pfeil, 1988, S. 56.
18 Vgl. Antalovsky, 1988, S.30.
19 Wagner 1987, S.1.
20 Ebd.

Verwendte Abkürzungen
OÖSHG: Oberösterreichisches Sozialhilfegesetz
TSHG: Tiroler Sozialhilfegesetz
VbgSHG: Vorarlberger Sozialhilfegesetz
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wandten oder Bekannten verweilen dürfen, wobei
sehr oft ein Wechsel der Schlafstätte erfolgt. Sie
werden zu den ‚versteckten Wohnungslosen’ ge-
zählt.

6) Menschen, die sich in einer unzumutbaren Wohn-
situation befinden und zum Beispiel unbeheizte
und feuchte Wohnungen, Überbelegungen, etc.
ertragen müssen.

Es ist festzuhalten, dass es in den meisten Fällen ein
komplexes Geflecht von psychischen, sozialen, öko-
nomischen und strukturellen Faktoren einen Woh-
nungsverlust bedingt. Wohnungslose gelten als die
von allen Bevölkerungsgruppen am stärksten von so-
zialer Benachteiligung und Ausgrenzung betroffenen
Menschen. Überproportional von Wohnungslosigkeit
betroffen sind Arbeitslose, kranke Menschen, Einkom-
mensarme, Haftentlassene, Menschen mit Beein-
trächtigung, MigrantInnen, Delogierte, Jugendliche,
alte Menschen und Verschuldete.

Zu einer Zeit, als Facility Management im mitteleu-
ropäischen Raum noch ziemlich unbekannt war, ge-
lang es dem Verein Wohnplattform, eine Form des Zu-
sammenwirkens von Sozialeinrichtungen und Wohn-
bauträgern zur bestmöglichen Bereitstellung und
Nutzung von (sozialpädagogisch begleiteten) Über-
gangswohnungen für wohnungslose oder von Woh-
nungslosigkeit bedrohte Menschen mit Unterstüt-
zungsbedarf aufzubauen. Dieses von der Stadt Linz
und dem Land OÖ gemeinsam initiierte und geför-
derte Projekt entwickelte sich, obwohl anfänglich vor
allem von Vermieterseite mit großem Misstrauen be-
haftet, zu einer klassischen win–win-Situation für
alle Beteiligten.

Ein über die sozialen Anforderungen hinaus in Wohn-
und Verwaltungsfragen kompetenter Ansprechpart-
ner verwaltet und koordiniert einen „Wohnungspool“
für unterschiedlichste Betreuungseinrichtungen und
fungiert als Drehscheibe, Vermittlungsinstanz, aber
auch als Puffer zwischen den teilweise doch sehr un-
terschiedlichen Interessenslagen der Kooperations-
partnerInnen. Resultat dieser Kooperation sind über
100 Wohnungen für  jährlich über 200 wohnungslose
Männer, Frauen und Kinder, von denen trotz der an-
gespannten Situation am Wohnungsmarkt nach wie
vor über 60 Prozent binnen eines Jahres die eigene,
leistbare Hauptmietwohnung beziehen und – wie
unten noch ausgeführt - diese auch nachhaltig be-
halten können. 

Übergangswohnungen führen zu einer Entlastung zu-
meist kostenintensiverer Unterbringungseinrichtun-
gen. Eigene vier Wände motivieren die Betroffenen,

sich mit ihren Problemen auseinanderzusetzen, sie
bieten aber auch einen geschützten Rahmen, um oft-
mals abhanden gekommene Grundgeschicklichkeiten
für selbstständiges Wohnen (wieder) zu lernen. Bau-
vereinigungen/private Vermieter haben mit der
Wohnplattform einen kompetenten Ansprechpartner
bei auftretenden Problemen. Betreuungseinrichtun-
gen können die Professionalität eines sozialen Wohn-
raumbeistellers nutzen. Nicht übersehen werden darf
natürlich die Minimierung des finanziellen Risikos für
alle Beteiligten und nicht zuletzt ergibt sich daraus
eine deutlich raschere und offensichtlich auch nach-
haltige Wohnversorgung für „Wohnungsnotfälle“.

Kooperation - Koordination - Information  

Der Verein Wohnplattform ist eine Einrichtung der
Wohnungslosenhilfe für Menschen mit Unterstüt-
zungsbedarf. KooperationspartnerInnen sind an-
dere Sozialeinrichtungen, Gebietskörperschaften
(Land Oberösterreich, Magistrat Linz), (gemeinnüt-
zige) Wohnbauträger, Gemeinden und Privatver-
mieter sowie die KlientInnen.

Leistungen des Vereines Wohnplattform:
- Der Verein ist ein zentraler Ansprechpartner für

Bauvereinigungen, Sozialeinrichtungen und öf-
fentlichen Stellen

- Ab 2006 Koordinationsstelle Delogierungs-
prävention für die Großräume Linz und Wels im
Rahmen des Netzwerkes Wohnungssicherung

- Überregional koordinierte und zielgerichtete
Wohnungssuche für sozialpädagogisch beglei-
tetes Einzelwohnen

- Beratung, Unterstützung und Information in
wohnspezifischen Belangen

- Klare Trennung von Wohnraumbeistellung und
persönlicher Betreuung 

- Professionelle Anmietung, Adaptierung, Ver-
waltung und Instandhaltung von Wohnungen

- Untervermietung mit standardisierten Verträ-
gen

- Unterstützung beim Zugang zur eigenen Woh-
nung durch intensive Zusammenarbeit mit Bau-
vereinigungen und Gemeinden

- Mitarbeit an regionalen und überregionalen
Projekten der Wohnungslosenhilfe zur nachhal-
tigen Verbesserung des Zuganges zu leistbarem
Wohnraum
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Dies wird in der Diplomarbeit zweier Studentinnen
der Sozialwirtschaft, Petra Pongratz und Claudia
Decsy, die sich fast ein Jahr lang mit dem „Kooperati-
onsmodell Wohnplattform“ auseinandergesetzt
haben, eindrucksvoll bestätigt. Besonderes Augen-
merk legten die Studentinnen auch auf die Nachhal-
tigkeit dieser Form der Wohnversorgung sowie die
Zufriedenheit aller Beteiligten mit dieser Zusammen-
arbeit. Es ist das erste Mal, dass sich eine For-
schungsarbeit mit der Nachhaltigkeit einer koopera-
tiven Wohnversorgung im Bereich des sozialpädago-
gisch begleiteten Wohnens auseinandersetzt. Die
Vielzahl der dokumentierten Interessenslagen, Stel-
lungnahmen und Meinungen spiegelt wider, wie auf-
wändig Vernetzung und Kooperation tatsächlich ist,
um das allen gemeinsame Ziel einer „Verbesserung
der nachhaltigen Wohnversorgung für Menschen mit
Betreuungsbedarf“ zu erreichen.1

Umgekehrt lässt sich daraus aber auch ermessen,
welcher Aufwand von jeder einzelnen zielgruppen-
spezifischen Sozialeinrichtung erst betrieben werden
müsste,  gäbe es nicht einen Ansprechpartner wie den
Verein Wohnplattform, der mit entsprechender fach-
licher Qualifikation am Zugang zu leistbarem Wohn-
raum arbeitet und versucht, die unterschiedlichen In-
teressenslagen von Betroffenen, Betreuungseinrich-
tungen und Bauvereinigungen auszugleichen und die
bestmöglichen Ergebnisse zu erzielen. Wenngleich die
diversen Kooperationspartner unterschiedliche Be-
weggründe haben, so ist das Ziel für alle dasselbe: in-
tegrierte BewohnerInnen, welche die Grundfertigkei-
ten zum Führen und zur langfristigen Erhaltung der
eigenen Wohnung besitzen.

Diese Anforderungen beinhalten insbesondere die
Fähigkeiten der regelmäßigen, pünktlichen Mietzah-
lung, der allgemeinen Haushaltsführung, eines ange-
passten Verhaltens in der Hausgemeinschaft sowie
die Erkenntnis, das Wohnen als wichtigste Lebens-
grundlage zu sehen und anzuerkennen. KlientInnen,
welche die Unterstützung dieser Kooperationsform
annehmen, besitzen alle diese Fertigkeiten bei Erhalt
ihrer eigenen Hauptmietwohnung. 

Dokumentation der Nachhaltigkeit am Bei-
spiel ehemaliger Wohnplattform-Bewohner
Wie sich die Wohnsituation ehemaliger Wohnplatt-
form-BewohnerInnen gestaltet, wird in Übersicht 1
(s.u.) veranschaulicht. Der betrachtete Zeitraum
beläuft sich bis dato auf zwölf Jahre.

Mit 47 Prozent mietete der überwiegende Anteil ehe-
maliger BewohnerInnen eine Wohnung bei einem ge-
meinnützigen Wohnbauträger an, gefolgt von 14 Pro-
zent, die in eine Privat- oder Firmenwohnung zogen.
Am dritthäufigsten (zwölf Prozent) wurde der Einzug
bei Verwandten oder Bekannten genannt, lediglich
vier Personen weniger (elf Prozent) nahmen die Hilfe
eines anderen Sozialvereins in Anspruch.

Während die ersten drei Kategorien (‚Wohnung eines
Bauträgers’, ‚Privat/Firmenwohnung’, ‚Eigentum’) als
Erfolg der Maßnahmen des Vereins Wohnplattform
gewertet werden, werden die restlichen Angaben als
Misserfolge interpretiert. Unter diesem Gesichtspunkt
könnte das Verhältnis zwischen Erfolg und Misserfolg
mit 64 zu 36 Prozent dargestellt werden. 

Anzumerken ist jedoch, dass die Ka-
tegorie ’anderer Sozialverein’ als
Misserfolg gewertet wurde, obwohl
gerade durch die Übergangswohn-
form die Erkenntnis gewonnen wer-
den kann, ob betroffene Personen
den Anforderungen einer eigenen
Wohnung gewachsen sind oder eine
betreute Wohnform geeigneter ist.
Somit wäre diese Form der Vermitt-
lung gleichfalls als Beispiel für einen
erfolgreichen Betreuungsverlauf zu
werten. Die Kategorien ‚unbe-
kannt/verstorben’ und ‚Sonstiges’
werden nicht in diese Rechnung
miteinbezogen.

Um Aussagen über die Nachhaltig-
keit der vom Verein Wohnplattform
verfolgten Maßnahmen treffen zu
können, erfolgt im Folgenden eine
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Übersicht 1: Wohnsituation im Anschluss an eine
Wohnplattform-Wohnung
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Konzentration auf diejenigen KlientInnen, die seit
dem Jahre 1995 eine Wohnung eines Wohnbauträ-
gers zugeteilt bekommen haben. Diese Vorgehens-
weise wurde aufgrund des dadurch sichtbar werden-
den langfristigen Effekts der Maßnahme gewählt, da
aus obiger Abbildung nicht ersichtlich ist, wie sich
die Wohnsituation nach dem Erhalt der Finalwoh-
nung innerhalb einer längeren Zeitspanne gestaltet
hat. Hierbei wird wiederum festgelegt, dass die Ka-
tegorien ‚Noch MieterIn’ und ‚Ordnungsgemäße
Wohnungsrückgabe’ als Erfolg gewertet werden und
somit die Zielsetzung des sozialpädagogisch beglei-
teten Übergangswohnens erreicht wird. Bei ehema-
ligen Wohnplattform-BewohnerInnen, die im An-
schluss von gemeinnützigen Wohnbauträgern eine
eigene Wohnung erhalten haben, jedoch aufgrund
von unleidlichem Verhalten oder Mietrückständen
delogiert worden sind, werden die ergriffenen Maß-
nahmen als ‚Fehlschläge’ gewertet.

Es ist zu erkennen, dass die Maßnahmen des Vereins
Wohnplattform grundsätzlich als erfolgreich zu wer-
ten sind. Das Verhältnis zwischen Erfolg und Misser-
folg beträgt 82 zu 18 Prozent. Während 151 Personen
nach wie vor MieterInnen der jeweiligen Bauträger
sind und 49 Wohnungen ordnungsgemäß an die Ver-
mieterInnen zurückgegeben wurden, sind nur zehn
Personen aufgrund von unleidlichem Verhalten und
weitere 33 aufgrund von Mietrückständen delogiert
worden.

Regionale Lösung für ein überregionales
Problem 
Eine, wenn auch nur indirekte, Bestätigung der Sinn-
haftigkeit und des innovativen Charakters des Mo-
dells Wohnplattform ist auch aus dem soeben fertig

gestellten Endbericht des Projektes COOP (Kooperati-
onsformen in der Wohnversorgung von Risikogrup-
pen), abzuleiten.2 Das dreijährige Projekt unter öster-
reichischer Leitung vereinte sieben EU-Länder / neun
Großstädte / 38 Institutionen und verweist in Bezug
auf die effiziente Nutzung der von vielen NGOs be-
triebenen Projekte gegen Wohnungsnot auf die oft-
mals fehlende zentrale koordinierende Stelle, die
Doppelgleisigkeiten vermeiden hilft. Eben diese an-
dernorts fehlende Funktion wird in Oberösterreich
von der Wohnplattform erfüllt. 

Nach Ansicht vieler ExpertInnen, aber auch der im
Bereich Wohnen tätigen Nichtregierungsorganisatio-
nen, wird derzeit sowohl auf EU-Ebene als auch na-
tional zuwenig Gewicht auf soziale Eingliederung ge-
legt. Dem europaweiten Problem eines immer
schlechter werdenden Zugangs zu leistbarem Wohn-
raum für einen immer größeren Teil der Bevölkerung
wird nach wie vor nur partielles Augenmerk ge-
schenkt. Eine gesicherte Wohnumgebung stellt je-
doch eine unabdingbare Voraussetzung dar, um Men-
schen in Krisen vor sozialem und wirtschaftlichem
Abstieg zu bewahren.

Harald Mayrhofer
Hubert Mittermayr

Harald Mayrhofer ist Koordinator des Bereichs Wohnungs-
sicherung beim Verein Wohnplattform, Hubert Mittermayr
ist Geschäftsführer des Vereins Wohnplattform. 

Anmerkungen
1 Die umfangreiche Arbeit „HOME SWEET HOME“ von

Claudia Decsy und Petra Pongratz ist auf der Website
des Vereines Wohnplattform/Materialien unter
www.verein-wohnplattform.at zu finden.

2 CO-OPERATE! How to help people excluded from de-
cent housing. Experiences from nine European cities.
Endbericht des EU-Projektes „COOP“ unter Leitung der
SRZ Stadt+Regionalforschung GmbH, www.srz-
gmbh.com/coop

Quellen: Claudia Decsy / Petra Pongratz: HOME
SWEET HOME, Verein Wohnplattform. Maßnahmen
gegen die Wohnungsnot, Diplomarbeit, Johannes
Kepler Universität Linz 2006; Homepage der Vereins
Wohnplattform: www.verein-wohnplattform.at
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Übersicht 2: Ehemalige Wohnplattform-KlientIn-
nen in Wohnungen gemeinnütziger Bauträger
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Mobile Wohnbetreuung und
Delogierungsprävention 
Über 2.000 Menschen werden in den ober-
österreichischen Wohnungsloseneinrichtun-
gen betreut. Von der Akutversorgung in Ta-
geszentren und den Notschlafstellen über die
Wohnheime bis hin zu integrativer mobiler
Wohnbetreuung und tagesstrukurienden Be-
schäftigungsmöglichkeiten reicht die Palette
der Wohnungsloseneinrichtungen. Heinz
Zauner vom Verein Arge für Obdachlose be-
leuchtet in diesem Artikel die mobile Wohn-
betreuung sowie die Delogierungsprävention,
letztere anhand des Pilotprojektes Regionale
Wohnbetreuung in Mühlviertel und Linz-
Land.

Mobile Wohnbetreuung in der Arge für
Obdachlose
342 Wohnungslose suchten im Jahr 2005 bei der Arge
für Obdachlose Beratung und eine individuelle Be-
gleitung zum (Wieder-)Einstieg in eine eigene Woh-
nung. Ein wichtiger Aspekt ist hier das getrennte An-
gebot für Frauen in der “Arge Sie” und für Männer im
Projekt “WieWo - Wieder Wohnen”. Nur 20 Prozent
der KundInnen in Wohnungsloseneinrichtungen in
Oberösterreich sind Frauen, obwohl sie stärker von
Armut bedroht sind als Männer (14 Prozent der
Frauen in Österreich sind armutsgefährdet, bei den
Männern sind es 12,3 Prozent). Wohnungslosigkeit
bei Frauen ist meist weniger sichtbar und Frauen
müssen oft andere Lösungsstrategien - wie die Ab-
hängigkeit von schlimmen Lebensumständen in
Zweckbeziehungen - auf sich nehmen. 

73 Personen wurden mit dem Ziel, wieder eine eigene
Wohnung zu finden, intensiv begleitet. Nach dem er-
sten Kennenlernen und der Abklärung wichtiger exi-
stenzieller Fragen (z.B. Einkommen) wird der Einzug
in eine Übergangswohnung – die vom Verein Wohn-
plattform zur Verfügung gestellt wird - vorbereitet
und dabei auch praktisch geholfen. Bei regelmäßigen
Hausbesuchen und Gesprächen geben wir Unterstüt-
zung in den verschiedensten Bereichen (Wohnen, Ar-
beit, Gesundheit, Beziehung, Ämter, etc.). Weiters
bieten wir kreative und aktivierende Gruppenprojekte
an. Diese sollen persönliche Entwicklungsprozesse
und die Beziehung zu unseren KundInnen fördern.
Nach ein bis eineinhalb Jahren können die meisten

eine eigene Wohnung (Finalwohnung) über eine Bau-
vereinigung beziehen. Wir sind noch eine Zeit lang
dabei, bis ein selbstständiges Leben in der eigenen
Wohnung möglich ist. Danach ist noch eine Nachbe-
treuung bis zu einem Jahr möglich. Im Regelfall dau-
ert ein Betreuungsverhältnis ein bis zwei Jahre, kann
aber auch darüber hinausgehen. Es besteht auch die
Möglichkeit, nach Betreuungsende bei Problemen
(meist drohende Delogierung wegen Zahlungsschwie-
rigkeiten) wieder Hilfe in Anspruch zu nehmen. Eine
Untersuchung der Mietverhältnisse des Wohnraum-
bereitstellers Wohnplattform zeigte aber, dass 82
Prozent der Wohnungslosen, die in eine Finalwoh-
nung einzogen, diese auch halten konnten. 

Im Projekt “Wieder Wohnen” betreute Männer
Die Statistik der vorherigen Wohnsituation der be-
treuten Männer zeigt, dass ein Viertel vorher in einer
Wohnungsloseneinrichtung untergebracht war. Ca. die
Hälfte der Männer war akut von Delogierung bedroht
oder lebte irgendwo mit. Ein Sechstel lebte direkt auf
der Straße. Der Großteil der Männer ist zwischen 30
und 50 Jahre alt. Sie beziehen meist eine AMS-Lei-
stung, einige haben eine Pension und kaum einer hat
eine Beschäftigung. Die Gründe der Wohnungslosig-
keit sind vielschichtig. Trennung von der Partnerin,
Abbruch von sozialen Kontakten, psychosoziale Auf-
fälligkeiten oder eine massive Suchterkrankung in Ver-
bindung mit finanziellen Schwierigkeiten und Arbeits-
losigkeit sind oftmals Ursachen dafür. Viele haben
traumatische Kindheitserfahrungen, sind in Heimen
aufgewachsen oder mussten Gewalt erleben. 

Fallbeispiel: Herr K. (40 Jahre) kam über Umwege im
April 2004 in unser Projekt, nachdem er einige Monate
bei Bekannten in Linz mitwohnen konnte. Seine Kind-
heit war geprägt von körperlicher und psychischer Ge-
walt und er meldete sich freiwillig mit 16 Jahren zum
Präsenzdienst, um von zu Hause wegzukommen. Er
kam für drei Jahre zur Militärmusik in Linz und in Salz-
burg. Bis heute ist er aktiv bei einer Musikkapelle. Ein
Versuch als Selbstständiger zu arbeiten scheiterte. So

In einer Einrichtung lebend
(Wohnheime, Notschlafstelle)

25

Kritische
Wohnsituation(Delogierung,

21

Mitwohngelegenheit 27
Strasse 16
Krankenhaus/Therapie 9
Haft 2
Anteile in Prozent, n=73

Vorherige Wohnsituation der begleiteten Männer
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konnte Herr K. die Miete nicht mehr bezahlen und
hatte auch sonst mehr Schulden als Ersparnisse. Erle-
digungen bei Ämtern und Behörden bereiten Herrn K.
große Schwierigkeiten, was sich aber während der Zeit
der Begleitung wesentlich verbessert hat. Er hatte
über das Projekt Wieder Wohnen relativ rasch eine
kleine Übergangswohnung vom Verein Wohnplatt-
form mit WC am Gang bekommen. Nach eineinhalb
Jahren konnte er eine eigene Genossenschaftswoh-
nung beziehen, wo er es sich inzwischen sehr wohnlich
und nett eingerichtet hat. 

Im Projekt “Arge SIE” betreute Frauen
Der Großteil der beratenen bzw. in der Intensivbetreu-
ung begleiteten Frauen lebt am Existenzminimum.
Wie die Statistik zeigt, gehen nur 12 Prozent der
Frauen einer Vollzeitbeschäftigung nach. Hier handelt
es sich aber auch durchwegs um Beschäftigungsver-
hältnisse mit geringem Einkommen, da die Frauen
kaum über abgeschlossene Berufsausbildungen verfü-
gen. Immer mehr Frauen landeten in den vergangenen
Jahren auf der Straße. Unsere Erfahrungen zeigen,
dass gerade die Jüngeren meist aus schwer zerrütte-
ten Familienverhältnissen kommen. Das Herausfallen
dieser Frauen aus ihrem sozialen Umfeld kommt häu-
fig einem Sturz ins Nichts gleich. Die Sehnsucht nach
Geborgenheit, geordneten Familienverhältnissen, die
meist nie erlebt wurden, ist sehr stark ausgeprägt.
Immer mehr Frauen, die uns kontaktieren, werden in
jungen Jahren schwanger und binden sich schon sehr
früh an einen Partner. Die aufkommenden Konflikte
führen dann häufig zu Trennungen, bei denen die
Frauen emotional und materiell in Engpässe geraten.
Die Verantwortung für die Kinder bleibt bestehen.
Somit stehen sie wieder am Anfang einer vertrauten
Situation. Kein sozialer Rückhalt, schwierige wirt-
schaftliche Situation, abgebrochene oder keine Aus-
bildung, Schulden, keine Arbeit, keine Wohnung und
somit auch keine Perspektive.

Fallbeispiel: Frau L. ist 19 Jahre alt und kontaktierte
unsere Einrichtung, als sie gemeinsam mit ihrem Le-
bensgefährten kurz vor der Delogierung stand. Sie war

damals im ersten Drittel ihrer Schwangerschaft. In Zu-
sammenarbeit mit dem Projekt UFO (Jugendnot-
schlafstelle) wurde die Wohnung geräumt und Frau L.
konnte bis zum Freiwerden einer Übergangswohnung
in der Jugendnotschlafstelle untergebracht werden.
Nach Abklärung ihrer finanziellen Situation konnte sie
in die Übergangswohnung einziehen. In der Zwi-
schenzeit wurden die Vorbereitung für das Baby ge-
troffen, Frau L.s gesundheitliche Situation abgeklärt,
weitere Einkommensansprüche geltend gemacht und
die Schuldenregulierung vorbereitet.

Delogierungsprävention im Mühlviertel und
im Bezirk Linz-Land
Delogierungsprävention und Wohnraumsicherung im
ländlichen Raum ist seit 2003 der Schwerpunkt des
Projektes Arge-REWO (Regionale Wohnbegleitung).
Denn Wohnungslosigkeit ist auch deswegen ein
großes Problem der Ballungszentren, weil es im länd-
lichen Raum bisher keine nachgehende Hilfe gab. Im
Jahr 2005 wurden 65 Personen, darunter 15 Familien
mit insgesamt 23 Kindern, betreut. Das bedeutet, es
wurde entweder eine Delogierung abgewendet oder
eine neue Wohnung gefunden. Insgesamt wurden im
Jahr 2005 33 Fälle von verschiedenen Behörden (Ju-
gendämtern, Sozialberatungsstellen, Gemeinden oder
Bezirkshauptmannschaften) wegen drohendem Woh-
nungsverlust bzw. bevorstehender Delogierung gemel-
det. Folgende Lösungswege wurden eingeschlagen:

❚ Vermittlung: Vier Fälle konnten ohne Situations-
abklärung vor Ort gleich an andere zuständige
Einrichtungen weitervermittelt werden.

❚ Situationsabklärung: Bei 29 Fällen wurde die Si-
tuation vor Ort abgeklärt. Anschließend konnten
die Betroffenen in die mobile Wohnbegleitung
aufgenommen werden bzw. konnten die Fälle
während der Abklärungsphase (ca. 1–2 Monate)
wieder abgeschlossen werden.

❚ Begleitung: Im Jahr 2005 wurden 18 Fälle durch
die REWO regelmäßig unterstützt und begleitet.

Ein besonderes Problem im ländlichen Raum ist, dass
es hier kaum Genossenschaftswohnungen gibt. Die
von Delogierung Bedrohten wohnen meist in privaten
Wohnungen unter schlechten Bedingungen. Es sind
dies überwiegend desolate und feuchte Wohnungen
mit überzogenen Mieten. Am Land kennt jeder jeden
und es sind oft schon ortsbekannte Personen, die
dann schwer vor Ort unterzubringen sind. Arbeitslo-
sigkeit, psychische Probleme, eine schwierige fami-
liäre Situation, Schulden, etc. führen gerade auch am
Land zu Ausgrenzung. Die Betroffenen leben durch-

erwerbstätig Vollzeit 12
erwerbstätig Teilzeit 1
AMS Leistung/Sozialhilfe 44
Karenz 10
in Ausbildung 1
Pensionistin 12
keine genauen Daten erhoben 20
Anteile in Prozent, n=164

Einkommenssituation der beratenen Frauen
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wegs am Existenzminimum und sind meist auf öf-
fentliche Verkehrsmittel angewiesen.

Seit Jänner 2006 ist REWO als „Koordinationsstelle
für Delogierungprävention“ ausschließlich im Mühl-
viertel tätig. Sozial-Landesrat Josef Ackerl präsen-
tierte im Herbst 2005 das gemeinsam mit der Woh-
nungslosenhilfe OÖ entwickelte Delogierungspräven-
tionsmodell „Netzwerk Wohnraumsicherung“. In sechs
Planungsräumen werden über die Träger der Woh-
nungslosenhilfe Koordinationsstellen eingerichtet.
Die Delogierungsprävention wird in Kooperation mit
den Gemeinden und Sozialberatungsstellen erfolgen. 

Fallbeispiel: Familie M. wurde REWO im März 2005
von der Sozialberatungsstelle gemeldet. Der Vermieter
hatte bereits einen Delogierungsantrag bei Gericht
eingereicht. Frau M. - Witwe und Mindestpensionistin
- wohnte mit ihren beiden Söhnen und drei Hunden in
einer Privatwohnung. Die Familie lebte isoliert, hatte
wenig Kontakt zu den Nachbarn und anderen Gemein-
debürgern. Der Mietvertrag endete und wurde vom
Vermieter nicht mehr verlängert. Die Wohnung war
feucht und die Wände mit Schimmelpilz überzogen.
Da die Familie zu dem vereinbarten Auszugstermin
noch keine passende, für sie leistbare Wohnung ge-
funden hatte, stellte der Vermieter bei Gericht einen
Delogierungsantrag. Gemeinsam wurde eine neue
Wohnung gesucht. Wegen der Hunde stellte sich die
Wohnungssuche als äußerst schwierig dar. Nach vie-
len Interventionen bei Gemeinden und Behörden
wurde der Familie durch die Vermittlung der Caritas
eine geeignete Wohnmöglichkeit zur Verfügung ge-
stellt. REWO unterstützte die Familie bei der Beschaf-

fung von gebrauchten Möbeln, beim Übersiedeln und
beim Einzug. Es wurden Anträge für die Übernahme
der Kaution bei der OÖ Landesregierung, zur Wohnbei-
hilfe, Rezeptgebührenbefreiung etc. gestellt.

Leistbarer Wohnraum für sozial
benachteiligte Menschen
Über 90 Prozent der Wohnungen für unsere woh-
nungslosen KundInnen sind Altbauwohnungen. Für
Alleinstehende sind 200 bis maximal 300 Euro für
eine Wohnung grundsätzlich leistbar. Die Finanzie-
rung einer Kaution ist schon schwer, kommt noch ein
Baukostenzuschuss hinzu, wird eine Wohnung schnell
unfinanzierbar. Wohnen ist der Indexpreistreiber
schlechthin, meint auch Hubert Mittermayr von der
Wohnplattform: „Die Mieten stiegen um acht Pro-
zent, die Betriebskosten um zwölf Prozent und bei
den Energiekosten beträgt die Steigerung teilweise
über 20 Prozent im letzten Jahr ... Hohe Nachzahlun-
gen bei den Betriebs- und Energiekosten tragen we-
sentlich dazu bei, dass immer mehr Haushalte von
Delogierung bedroht sind.“ (Kupfermuckn, September
2005). Bis zum Jahr 2010 werden vom Land nun 100
Übergangswohnungen in ganz Oberösterreich über
das „Netzwerk Wohnraumsicherung“ errichtet, um
den neuen Koordinationsstellen für Delogierungs-
prävention geeigneten Wohnraum zur Verfügung zu
stellen. 

Aus Sicht der Arge für Obdachlose besteht in folgen-
der Hinsicht Bedarf an leistbarem Wohnraum:

❚ Für alleinstehende wohnungslose Menschen
brauchen wir Kleinwohnungen mit einer funktio-
nellen Grundausstattung im sanitären Bereich
(mit Waschmaschinenanschluss) und in der
Küche, mit einer Größe von ca. 35 m2. 

Bertl W. beim Malworkshop. Dieses ist Teil des Aktivierungs-
programms der Arge für Obdachlose.

Freude bei Erich H. über den erhaltenen Schlüssel für die
Übergangswohnung.
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❚ Alleinerziehende Mütter brauchen mindestens 50
m2 und es soll jedenfalls ein separates Schlafzim-
mer vorhanden sein. Generell brauchen Familien
eigene Kinderzimmer, wogegen heute Wohnun-
gen eher mit großem offenem Wohnzimmerbe-
reich geplant werden. 

❚ Ungünstig ist es generell, wenn in einem Raum
geschlafen, gekocht und gewohnt werden muss.
Die Abtrennung einer Küche oder eines zweiten
Raumes ist notwendig. 

❚ Notwendig wären neue Wohnbauten ohne die Ko-
sten für eine Tiefgarage, (teilweise) ohne Lift und
weitere großzügige Ausstattungen. Kellerabteile
und die Möglichkeit, Kinderwägen abzustellen,
sind dagegen wünschenswert.

Heinz Zauner
Arge für Obdachlose

Gemeinnütziger Wohnbau
fördert sozialen Zusammen-
halt
Wohnungsgemeinnützigkeit ist ein unver-
zichtbares Instrument der Gesellschaftspolitik
und ein Garant für den sozialen Frieden in Eu-
ropa. Dies ist das zentrale Ergebnis einer ak-
tuellen Studie des Instituts für Gesellschafts-
und Sozialpolitik, die am 15. Februar von
Josef Weidenholzer (Uni Linz), Frank Schnei-
der und Herbert Teuschl (beide LAWOG) im
Presseclub Linz präsentiert wurde.

Die aktuelle Politik der Privatisierung in Europa zielt
darauf ab, große Teile des sozialen Mietwohnungsbe-
standes in den freien Wohnungsmarkt zu integrieren.
Die Wohnung entwickelt sich dadurch von einem So-
zialgut zu einer Ware, die für jene Haushalte leistbar
ist, die aufgrund eines hohen und stabilen Erwerb-
seinkommens Marktpreise für Wohnraum entrichten
können. Allerdings beschränken steigende Erwerbslo-
sigkeit, prekäre Arbeitsverhältnisse und sinkende Er-
werbseinkommen die Handlungsmöglichkeiten der
Haushalte auf den Wohnungsmärkten. Phänomene
wie Wohnungslosigkeit und hohe Einkommensbela-
stungen durch Mietzahlungen sind zwar nicht grund-
legend neu, doch hat ihre quantitative Ausprägung in
Europa deutlich zugenommen. Da Österreich bisher

auf eine Politik der Deregulierung und Privatisierung
weitgehend verzichtete, ließen sich vergleichbare
Entwicklungen vermeiden. Der gemeinnützige Woh-
nungssektor ist ein politisch nicht unumstrittenes, je-
doch unverändert wichtiges Instrument staatlicher
Wohnungspolitik.

Primär- und Sekundäreffekte der
Wohnungsgemeinnützigkeit
Eine aktuelle Studie des Instituts für Gesellschafts-
und Sozialpolitik der Universität Linz (siehe Kasten)
dokumentiert den hohen Stellenwert der gemeinnüt-
zigen Wohnungswirtschaft in Oberösterreich: Um die
Relevanz der Wohnungsgemeinnützigkeit im regiona-
len Rahmen zu bestimmen, wurde zwischen Primär-
und Sekundäreffekten der Wohnungsgemeinnützig-
keit unterschieden. Erstere beziehen sich auf den
Wohnungsmarkt und die Wohnraumversorgung, letz-
tere auf zentrale und politisch relevante Felder jen-
seits des Wohnungsmarktes.

Da die gewinnorientierten gewerblichen Bauträger
ihren Investitionsschwerpunkt in hochpreisige Markt-
segmente verlagern, nimmt die Bedeutung der ge-
meinnützigen Bautätigkeit für die Wohnraumversor-
gung der Bevölkerung zu. Darin liegt bereits ein zen-
traler Primäreffekt der gemeinnützigen Wohnungs-
wirtschaft in Oberösterreich. Die Entwicklung des
dringlichen Wohnungsbedarfes im oberösterreichi-
schen Zentralraum widerlegt jene Kommentatoren,
die keinen nennenswerten Neubaubedarf verorten
und für eine Reduzierung der bauwirksamen Objekt-

Verein Arge für Obdachlose

Seit über 30 Jahren ist der Verein Arge für Obdach-
lose für wohnungslose und von Wohnungslosigkeit
bedrohte Menschen in Linz und Umgebung aktiv.
Über die Jahre hat sich der Schwerpunkt auf inte-
grative Projekte verlagert, auf “Hilfe zum Woh-
nen”, “Hilfe durch Beschäftigung” und “Delogie-
rungsprävention”. Neben den oben angeführten
Projekte fanden im Jahr 2005 273 Personen beim
Arge-Trödlerladen und der Straßenzeitung Kupfer-
muckn Beschäftigung und (Zusatz-)Einkommen. 

Weitere Informationen: www.arge-obdachlose.at
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förderungen plädieren. Die Bauleistung im mehrge-
schoßigen Mietwohnungsbau wird schwerpunkt-
mäßig von den gemeinnützigen Bauvereinigungen er-
bracht, die bei der Objektfinanzierung von öffentli-
chen Objektförderungen abhängig sind. Ein weiterer
Rückgang des Volumens an Wohnbauförderungsmit-
teln lässt negative Folgen für das Neubauvolumen der
gemeinnützigen Bauträger erwarten.

Der zweite wichtige Primäreffekt betrifft eine mode-
rate Mietpreisgestaltung und ein reduziertes Risiko
von Wohnungsverlusten. Die Praxis unbefristeter
Mietverträge, die gemeinnützige Bauträger signifi-
kant von privaten Wohnungsanbietern unterscheidet,
garantiert ein hohes Maß an Wohnsicherheit. Ge-
meinnützige Mietwohnungen sind noch immer preis-
günstiger als Mietwohnungen von Privateigentümern.
Aufgrund ihres hohen Anteils am gesamten ober-
österreichischen Mietwohnungsbestand tragen die
gemeinnützigen Bauvereinigungen indirekt zur Preis-
dämpfung am privaten Mietwohnungsmarkt bei. Ein
Spezialproblem stellt die Entwicklung der Betriebsko-
sten dar: Setzt sich der Anstieg einzelner Betriebsko-
stenkomponenten fort, drohen nicht zu unterschät-
zende Zusatzbelastungen für die Mieter, unabhängig
davon, ob sie sich am privaten oder gemeinnützigen
Mietwohnungsmarkt bewegen.

Positive Sekundäreffekte der Wohnungsgemeinnüt-
zigkeit ergeben sich insbesondere in zwei Bereichen:
Oberösterreichs Städte zeichnen sich erstens durch
eine relativ geringe sozialräumliche Segregation aus
und unterscheiden sich darin von der Bundeshaupt-
stadt Wien und westdeutschen Kommunen. Die Bele-

gung von Sozialwohnungen durch einkommensstär-
kere Haushalte garantiert Oberösterreich eine relativ
ausgewogene sozialräumliche Entwicklung in den
städtischen Zentren. Die gemeinnützigen Bauvereini-
gungen tragen durch eine sozial wenig selektive Be-
legungspolitik aktiv zur Prävention von sozialräumli-
chen Fehlentwicklungen bei. Die Tendenz gewerbli-
cher Wohnungsanbieter, Wohnungsnachfrager nach
ihrem Einkommen zu selektieren, wirkt dagegen se-
gregationsfördernd, da einkommensschwächere
Wohnungswerber in benachteiligte Wohnquartiere
verdrängt werden. In Deutschland verschärften die
Aufhebung der Wohnungsgemeinnützigkeit (1990)
und der Rückzug des Staates aus der Förderung des
sozialen Wohnbaus die sozialräumliche Segregation
in den Großstädten. Alternative Instrumente (wie
kommunale Belegungsrechte), die an die Stelle des
traditionellen Sozialwohnbaus und der Wohnungsge-
meinnützigkeit traten, können sozialräumliche Fehl-
entwicklungen nicht mehr korrigieren. 

Ein zweiter bedeutsamer Sekundäreffekt bezieht sich
auf den Beitrag der gemeinnützigen Bauträger zu
einer klimapolitischen Strategie, die sich am Ziel
einer signifikanten Reduktion der CO2-Emissionen
orientiert. Im Wohnungssektor verringern Investitio-
nen in eine erhöhte Energieeffizienz den Primärener-
giebedarf und damit auch die Umweltbelastung
durch CO2-Emissionen. Die gemeinnützigen Bauträ-
ger nehmen im Bereich der thermischen Sanierungen
am Wohnungsbestand seit den 1990er Jahren eine
Führungsposition ein. Die Investitionen bewirken über
einen geringeren Heizenergieverbrauch auch eine
Dämpfung der Energiekosten. Sie tragen somit zur fi-
nanziellen Entlastung der Bezieher unterer und mitt-
lerer Einkommen bei, die anders als Großkunden über
eine relativ schwache Verhandlungsposition gegen-
über den Energieversorgern verfügen.

Positive Einschätzung 
Die Analyse der Primär- und Sekundäreffekte recht-
fertigt eine grundsätzlich positive Einschätzung des
Systems der Wohnungsgemeinnützigkeit in Ober-
österreich. Die Risiken der modernen Erwerbsgesell-
schaft erfordern auch zukünftig eine funktionierende
gemeinnützige Wohnungswirtschaft, die ihren Be-
wohnern moderate Wohnkosten und ein hohes Maß
an Wohnsicherheit garantiert.

Quelle: Gemeinnütziger Wohnbau – Garant für den
sozialen Frieden in Europa. Unterlage zur Pressekon-
ferenz am 15.2.2006 im Presseclub Linz

Gemeinnützige Wohnungswirtschaft in
Oberösterreich

Die aktuelle, im Auftrag des Österreichischen Ver-
bands gemeinnütziger Bauvereinigungen (ÖGBV)
verfasste Studie beschäftigt sich mit Aspekten der
gemeinnützigen Wohnungswirtschaft in Ober-
österreich. Sie analysiert die Bauleistung der ge-
meinnützigen Bauträger, die Mietentwicklung
sowie den Beitrag des gemeinnützigen Wohnungs-
sektors zur Vermeidung sozialräumlicher Segrega-
tionstendenzen und zum Klimaschutz. 

Harald Stöger: Wohnungsgemeinnützigkeit in
Oberösterreich. Eine kritische Bestandsaufnahme.
Linz 2005. Erhältlich zum Preis von EUR 10,— bei
irene.auinger@jku.at, FAX 0732/2468-7172



21kontraste  März  2006

G R U N D B E D Ü R F N I S  W O H N E N

„Hartz IV“ als Ausdruck neo-
liberaler Wohnungspolitik
Im Schatten der europäischen Wettbewerbs-
orientierung, die in Deutschland kurz und
bündig „Agenda 2010“ genannt wurde, hat
die rot-grüne Bundesregierung bis zu ihrer
Abwahl 2005 die umfassendsten Einschnitte
der Sozialpolitik seit dem Ende des Zweiten
Weltkriegs beschlossen. 

Der Beitrag untersucht die mit der Sozialreform ein-
hergehenden Veränderungen der Wohnungsversor-
gung am Beispiel Berlins. Die Richtlinien der Ko-
stenübernahme von Wohnungen für transferabhän-
gige Haushalte werden dabei mit den früheren Rege-
lungen verglichen und als Teil einer Trendwende der
Wohnungspolitik vom ‘Massenmodell’ zum ‘Residu-
almodell’ interpretiert. In einem zweiten Schritt wird
gezeigt, dass mit den Neuregelungen sozialräumliche
Polarisierungen festgeschrieben werden. Insbeson-
dere in Ostberlin konzentrieren sich die für Hartz-IV-
Betroffene zugänglichen Wohnungen auf innerstädti-
sche Substandardwohnungen und Großsiedlungen
am Stadtrand. Hartz IV ist so auch ein Motor für eine
räumliche Restrukturierung der Stadt und die Aus-
grenzung der „Überflüssigen“.

Gesetzliche Neuregelungen auch für den
Wohnbereich
Zum 1. Jänner 2005 wurde in Deutschland ein weite-
rer Schritt einer umfassenden Reform der Sozialpoli-
tik umgesetzt. Das “Vierte Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt”, besser bekannt
unter dem Namen Hartz IV, stellt dabei eine weitge-
hende Neuordnung der Sozialgesetzgebung dar.
Während die Gesetzespakete Hartz I bis III (gültig ab
Jänner 2003 bzw. 2004) vor allem auf eine Restruk-
turierung der Behörden vom Arbeitsamt zur Arbeits-
agentur abzielten und die Bedingungen für steuer-
freie Minijobs schufen, stehen bei Hartz IV die Höhe
und die Voraussetzungen für so genannte Leistungen
zum Lebensunterhalt im Vordergrund. Die Neurege-
lung erweitert den Kreis jener, die durch die Trans-
ferabhängigkeit einem administrativen Zwang zur
Annahme auch unterbezahlter Tätigkeiten unterwor-
fen werden:

❚ Mit der im Gesetz vollzogenen Zusammenlegung
von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe verkürzt sich
die Zeit eines gesetzlichen Anspruchs auf ein bei-

tragsabhängiges Arbeitslosengeld (ALG I) auf ein
Jahr. Zugleich werden nun bisherige Sozialhilfe-
empfänger/innen, sofern sie als erwerbsfähig gel-
ten, den Arbeitsagenturen unterstellt.

❚ Die Regelleistungen des Arbeitslosengeldes (ALG
II) von 345 Euro (West) bzw. 331 Euro (Ost) rei-
chen in vielen Fällen für eine angemessene Le-
bensgestaltung nicht aus. Darüber hinaus verfü-
gen die Arbeitsagenturen mit den Instrumenten
der “Mitwirkpflicht” und der “Eingliederungsver-
einbarung” über weitgehende Druckmittel, um
ALG-II-Empfänger/innen auch in untertarifliche
Arbeitsbedingungen zu zwingen. 

In Berlin betreffen die  Regelungen ca. 480.000 Per-
sonen in 280.000 Bedarfsgemeinschaften (Breiten-
bach 2005) – im Jahr zuvor gab es etwa 266.000 So-
zialhilfeempfänger/innen in der Stadt (Statistisches
Landesamt Berlin 2004a). In älteren Statistiken gal-
ten knapp 50 Prozent davon als erwerbsfähig (Stati-
stisches Landesamt Berlin 2002), so dass sich die
ALG-II-Empfänger/innen in Berlin zu etwa gleichen
Teilen aus ehemaligen Sozialhilfeempfänger/innen
(47%) und ehemaligen Arbeitslosen oder Erstbeantra-
genden (53%) zusammensetzen. 

Neben den Leistungen zum Lebensunterhalt regelt die
neue Sozialgesetzgebung auch die Kosten der Unter-
kunft: “Leistungen für Unterkunft und Heizung wer-
den in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen er-
bracht, soweit diese angemessen sind. Soweit die Auf-
wendungen für die Unterkunft den der Besonderheit
des Einzelfalles angemessenen Umfang übersteigen,
sind sie als Bedarf des allein stehenden Hilfebedürfti-
gen oder der Bedarfsgemeinschaft so lange zu berück-
sichtigen, wie es dem allein stehenden Hilfebedürfti-
gen oder der Bedarfsgemeinschaft nicht möglich oder
nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel,
durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwen-
dungen zu senken, in der Regel jedoch längstens für
sechs Monate” (§ 22 Absatz 1 SGB II).

Damit ersetzt Hartz IV in seinem Einflussbereich so-
wohl die Regelungen für bisherige Sozialhilfeempfän-
ger/innen als auch für bisher Wohngeldberechtigte
(2003: 257.344 Haushalte). 

Insbesondere für den Bereich Wohnen obliegt die
Umsetzung des Gesetzes den Kommunen, die in Aus-
führungsvorschriften die ‘Angemessenheit’ und ‘Zu-
mutbarkeit’ klarer zu definieren haben. In Berlin war
das die Aufgabe der Senatsverwaltung für Gesund-
heit, Soziales und Verbraucherschutz. Die ersten
Überlegungen für eine solche Festlegung orientierten
sich an den bisherigen Regelungen der Sozialhilfe und
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lösten zum Teil heftige Proteste bei Mieterverbänden
und Betroffenengruppen aus. Insbesondere die ge-
plante Verknüpfung der im Gesetz geforderten ‘Ange-
messenheit’ an festgelegte Wohnungsgrößen ließ
einen massiven Anstieg von Zwangsumzügen erwar-
ten. Der segmentierte Berliner Wohnungsmarkt weist
insbesondere in den innerstädtischen Altbaubestän-
den überdurchschnittliche Wohnungsgrößen auf, so
dass nach den geplanten Vorgaben Bedarfsgemein-
schaften (also Mehrpersonenhaushalte) faktisch aus
diesen Gebieten ausgeschlossen wären. 

Diese Kritik berücksichtigend legte die Sozialsenato-
rin Heidi Knake-Werner (PDS) im April 2005 einen
Entwurf der Ausführungsvorschriften (AV-Wohnen)
vor, der sich ausschließlich an den Mietkosten orien-
tiert. Wohnungsgrößen sollten damit kein direktes
Kriterium mehr für die ‘Angemessenheit’ sein und
wirken sich erst über ihre kumulativen Effekte auf
den Mietpreis aus. Eine entsprechende Wohnung ist
dann nicht mehr ‘zu groß’, sondern nur noch ‘zu
teuer’. Nach inhaltlichen Auseinandersetzungen mit
dem Finanzsenat, der vor allem eine Kostenreduktion
der Sozialausgaben im Auge hatte, wurde dieser Ent-
wurf mit erheblichen Abstrichen in der Ausgestaltung
der Richtwerte beschlossen. 

Reduktion der wohnungspolitischen
Reichweite 
Die bisher geltenden Bemessungsgrenzen für die
Übernahme der Wohnkosten durch die Sozialämter
bzw. die Höchstbeträge für die zuschussfähige Miete
bei Wohngeldzahlungen wurden in Nettokaltmieten
angegeben. Die neue Regelung legt jedoch – dem
Grundsatz der tatsächlich auflaufenden Wohnkosten
folgend – Grenzwerte der Bruttowarmmiete fest (vgl.
Tab. 2). Die in den bisherigen Regelungen der Berliner
Sozialämter vorgesehene Differenzierung zwischen
Baualtergruppen sowie personenanzahlabhängigen
Beschränkungen der Wohnungsgrößen werden mit
den beschriebenen ‘Ausführungsvorschriften Wohnen’

aufgehoben. Unabhängig vom Alter der Gebäude und
von der Größe der Wohnung wird nun ausschließlich
die tatsächlich anfallende Bruttowarmmiete zur
Grundlage der Wohnkostenübernahme. Im Vergleich
zu allen bisherigen Grenzwerten fällt die neue Rege-
lung großzügiger aus. Damit hätten die betroffenen
Haushalte im Vergleich zu den früheren Regelungen
einen scheinbar leicht erhöhten Spielraum bei den
Wohnungsgrößen und könnten zudem Wohnungen in
einem etwas erweiterten Preissegment bewohnen. 

Zugleich wird jedoch in den Ausführungsvorschriften
die Möglichkeit für Umzüge eingeschränkt und an die
Bedingung einer “Erforderlichkeit” geknüpft. Ausge-
schlossen davon sind ausdrücklich “eine schlechte
Wohnungsausstattung” und “der Wunsch nach einer
anderen Wohnumgebung” (AV-Wohnen Berlin, 8). Die
in den Richtlinien der Ausführungsvorschriften ge-
währten Spielräume zielen also nicht auf eine allge-
meine Verbesserung der Wohnsituation von trans-
ferabhängigen Haushalten, sondern haben eine ledig-
lich statusstabilisierende Wirkung für Haushalte, die
neu in diese Abhängigkeit geraten. Vor dem Hinter-
grund der Akzeptanzkrise des Gesamtpaketes von
Hartz IV und der latenten Proteststimmung sind die
Ausführungsvorschriften Wohnen sowohl in der Fest-
legung der Bemessungsgrenzen als auch in der öf-
fentlichen Vermittlung als erfolgreiche Legitimati-
onsstrategie anzusehen. Die öffentliche Darstellung
verkürzte die komplexen Entscheidungsprozesse einer
monatelangen Ausarbeitung der Ausführungsvor-
schriften auf einen Konflikt zwischen der Sozialsena-
torin Knake-Werner (PDS) und dem Finanzsenator
Sarrazin (SPD). Dabei wurde die beschlossene Fassung
als ein Erfolg der PDS-Senatorin dargestellt. So resü-
mierte etwa die Berliner Zeitung: “Sie (die Sozialse-
natorin) setzte sich im Streit mit Finanzsenator Thilo
Sarrazin (SPD) ... durch” (Berliner Zeitung, 04.05.05,
21). Selbst eine Protestnote verschiedener Berliner
Gewerkschaftsgliederungen, des Berliner Arbeitslo-
senzentrums und der Berliner Mietergemeinschaft
stimmt in das Loblied auf die Sozialsenatorin ein: “Die
‘Ausführungsvorschrift Wohnen’ der Sozialsenatorin
Heidi Knake-Werner zeugt von politischer Vernunft”
(Offener Brief zur “Ausführungsvorschrift Wohnen”) –
eine grundsätzliche Kritik wird dabei zu Gunsten
eines Verweises auf verwaltungsinterne Implementa-
tionsschwierigkeiten zurückgestellt. 

Doch schon der Vergleich der festgelegten Richtwerte
mit den bisher geltenden Höchstbeträgen für die zu-
schussfähige Miete bei der Wohngeldberechnung
zeigt, dass die neue Regelung alles andere als großzü-
gig ist (vgl. Tab. 3).

Tabelle 1: Richtwerte für angemessene
Bruttowarmmieten in Berlin gemäß AV-

Wohnen
Haushaltsgröße Bruttowarmmiete

Ein-Personen-Haushalt 360 Euro

Zwei-Personen-Haushalt 444 Euro

Drei-Personen-Haushalt 542 Euro

Vier-Personen-Haushalt 619 Euro

Fünf-Personen-Haushalt 705 Euro

für jede weitere Person im Haushalt weitere 50 Euro

Quelle: AV-Wohnen 2005
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Lediglich in älteren Wohnungsbeständen (vor 1962
erbaut) liegen die neuen Richtwerte über den bishe-
rigen Wohngeldgrenzen. In den später errichteten
Gebäuden müssen sich die ALG-II-abhängigen Haus-
halte im Vergleich zu den früheren Wohngeldregelun-
gen in Größe bzw. Wohnqualität einschränken. 

In diesem Vergleich zum Wohngeld bildet sich eine
tiefer gehende Veränderung der Wohnungspolitik ab:
Wurde früher das Wohngeld mit den sehr weiten Be-
messungsgrenzen relativ breit gefächert in den ver-
schiedenen Wohnungsmarktsegmenten gewährt und
in seiner Höhe wesentlich von den Einkommen der
Antragsteller bestimmt, so verengt sich die neue Re-
gelung auf bestimmte Wohnungsmarktsegmente und
wird von den Wohnkosten bestimmt. Die lange Zeit in
der BRD angestrebte Entkopplung von Einkommen
und Wohnungsversorgung wird mit den Regelungen
zu Hartz IV aufgekündigt. Es geht nicht mehr darum,
den einkommensschwächeren Haushalten einen Zu-
schuss für eine (fast) beliebige Wohnung zu ge-
währen und somit die Wahl des Wohnortes und der
Ausstattung zumindest eine Stück weit von der kon-
kreten Einkommenssituation abzulösen. Im Gegenteil:
Hartz IV schränkt bereits in der Logik von Bemes-
sungsgrenzen für die Wohnkosten die Auswahlmög-
lichkeiten einer Wohnung ein. Auch die Betroffenen
müssen die Perspektive wechseln: Statt der Frage:
‘Wie viel Wohngeld kann ich bei meinem gegenwär-
tigen Einkommen erwarten?’ stellt sich nun die Frage:
‘Wie viel Wohnung darf ich mir noch leisten’? 

Statt eines gesetzlich garantierten Zuschusses zur
Miete (Wohngeld) steht Hartz IV für ein Abhängig-
keitsverhältnis, bei dem administrative Vorgaben über
die Wohnsituation der betroffenen Haushalte ent-
scheiden. In ihrer Ausrichtung auf transferabhängige
Haushalte stellen die Festlegungen zu den ‘Kosten der
Unterkunft’ in der Hartz-Gesetzgebung einen Wech-
sel der Wohnungspolitik vom “Massenmodell” zu
einem “Residualmodell” dar (Häußermann/Siebel
1993: 30): Statt einer öffentlichen Förderung für
breite Schichten der Bevölkerung, wie sie etwa die in-
zwischen eingestellte Wohnungsbauförderung des
Sozialen Wohnungsbaus darstellte, wird mit Hartz IV
eine Verkürzung der wohnungspolitischen Interven-
tion auf Problemgruppen fortgeschrieben, wie sie be-
reits im Wohnraumfördergesetz (WoFG) aus dem
Jahre 2002 angelegt ist. Zugleich formiert sich das
wohnungspolitische Instrumentarium von Hartz IV als
eine sozialautoritäre Drohkulisse. Es steht damit im
Gegensatz “zum Ethos neoliberaler Politik: individu-
elle Wahl, eigenverantwortliches Handeln, Herrschaft
über das eigenen Schicksal, Eigenverantwortung und
selbstbestimmtes Leben” (Rose 2000: 86) und ver-
weist auf die klassendifferenzierte Varianz des neoli-
beralen Umbaus. Das neoliberale Projekt hinter Hartz
IV ist nicht nur als eine Destruktion bisher bestehen-
der Sozialstaatlichkeit (roll back) zu interpretieren,
sondern formiert eine neue Form der Regulierung, die
mit Peck und Tickell als ‘roll out’ bezeichnet werden
kann (Peck/Tickell 2003: 178 ff.).

Personen Baujahr bis 1950 Baujahr ab 1950 Hartz IV
netto brutto netto brutto

1 227 337 225 335 360
2 267 399 270 402 444
3 318 484 333 499 542
4 361 548 378 565 619
5 621 451 664 705

Quellen: Dietrich 2004: 6; AV-Wohnen 2005; eigene Berechnungen

Tab. 2: Richtwerte der AV Wohnen und bisherige Bemessungsgrenzen der Sozialhilfe im Vergleich (in Euro)

Personen Baujahr bis 1962 Baujahr bis 1992 Baujahr ab 1992 Hartz IV
1 320 355 410 360
2 432 462 497 444
3 525 509 600 542
4 642 677 732 619
5 694 733 793 705

Quellen: Dietrich 2004: 6; AV-Wohnen 2005; eigene Berechnungen

Tab. 3: Richtwerte Hartz IV und bisherige Höchstbeträge der zuschussfähigen Miete (in Euro)
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Hartz IV: Segregationsgarant und
Aufwertungsmotor
Eine feste Größe der politischen Diskussionen um die
Ausführungsvorschriften waren die befürchteten so-
zialräumlichen Dynamiken, die mit zu eng gefassten
Bemessungsgrenzen zu erwarten wären. Die Berliner
Sozialsenatorin Knake-Werner betonte immer wieder,
das es “keine Massenumzüge” (Tageszeitung vom 14.
Januar 2005: 21) geben werde. Auch die letztlich
festgelegten Richtlinien wurden als sozial gerechte
Lösung präsentiert: “80 Prozent - und damit fast der
gesamte Berliner Wohnungsmarkt [...] bleibt durch
unsere Regelungen auch für Langzeitarbeitslose er-
reichbar. Die Richtwerte liegen [...] über den Berliner
Durchschnittswerten. Eine weitere soziale Entmi-
schung der Stadtquartiere ist daher nicht zu befürch-
ten” (Newsletter der PDS-Fraktion im Abgeordneten-
haus vom 11. Mai 2005).

Stellt man die jetzigen Bestimmungen der AV-Wohnen
der angebotsseitigen Struktur des Berliner Wohnungs-
marktes gegenüber, stellen sich folgende Fragen:

❚ Gibt es ein ausreichend großes Angebot für die
280.000 Bedarfsgemeinschaften in Berlin? 

❚ Wie verteilen sich diese Wohnungen auf die ver-
schiedenen Wohnungsmarktsegmente?

Da es in Berlin keine vollständige Wohnungsmarkt-
statistik (inklusive der Miethöhen) gibt, muss mit
Hilfsmitteln der Annäherung gearbeitet werden. Der
Mietspiegel, der mit 1,2 Mio. Wohnungen über 70
Prozent des gesamten Berliner Wohnungsmarktes ab-
bildet (1,7 Mio. Wohnungen gemäß Techem-empirica
2003), bietet sich in seinen differenzierten Mietspie-
gelfeldern (gegliedert nach Wohnungsgröße, Baualter
und Ausstattung) für eine solche Untersuchung an.
Ausdrücklich nicht erfasst werden darin die etwa
150.000 selbst genutzten Eigentumswohnungen der
Stadt und die ca. 250.000 geförderten Wohnungen.

Von den insgesamt im Westberliner Mietspiegel er-
fassten knapp 600.000 Wohnungen liegen ca.
443.000 Wohnungen in den Bemessungsgrenzen der
Richtlinien (AV-Wohnen) – das sind 74 Prozent. Mehr
als die Hälfte davon liegen in den bis 1949 errichte-
ten Wohnungen der Altbaugebiete bzw. Altneubau-
ten. Auch in den 70.000 noch nicht modernisierten
Wohnungen mit Standarddefiziten kann pauschal
davon ausgegangen werden, dass sich die Mieten in-
nerhalb der Bemessungsgrenzen bewegen. Bei den
modernisierten Altbauwohnungen hingegen liegen
über 30 Prozent der Wohnungen über der Richtwert-
miete der AV-Wohnen. Diese Altbauviertel stellen mit

133.000 Wohnungen sowohl das größte Einzelseg-
ment von Hartz-IV-kompatiblen Wohnungen als auch
mit 70.000 Wohnungen den größten Segmentbe-
stand, der für die Regelungen zu teuer ist, dar. Zu-
gleich weist dieser überwiegend gründerzeitliche
Wohnungsbestand das größte Modernisierungs- und
somit Mietsteigerungspotential der Stadt auf. Abhän-
gig von Aufwertungs- und Sanierungsprozessen kann
sich das Verhältnis von ‘angemessenen’ und zu teuren
Wohnungen verändern. Insbesondere die Mietpreise
nach einer aktuell durchgeführten Modernisierung
liegen fast durchgängig außerhalb der Bemessungs-
grenzen.

Dem gegenüber stehen lediglich 14.000 Wohnungen,
die nach 1965 erbaut wurden – das sind 16 Prozent
dieser Baualtergruppen. Mit Ausnahme der moderni-
sierten Altbauten wird sich das Wohnen unter Hartz
IV in Westberlin auf Wohnungen konzentrieren, deren
Bau mehr als ein halbes Jahrhundert zurückliegt. Die
Rücknahme eines auf Angleichung setzenden Sozial-
staates findet damit auch ihren räumlichen Ausdruck:
Die Überflüssigen der neoliberalen Restrukturierung
werden auf die prä-fordistischen Altbestände zurück
verwiesen. Der Soziale Wohnungsbau der 1960er und
70er Jahre hat für die Sozial- und Wohnungspolitik
von 2005 keine Bedeutung mehr. 

Von den insgesamt ca. 590.000 Ostberliner Wohnun-
gen, die im Mietspiegel dargestellt werden, bewegen
sich knapp 520.000 in den beschlossenen Hartz-IV-
Richtlinien – das sind 89 Prozent. Auch in Ostberlin
liegen die Mietpreise der insgesamt 144.000 Sub-
standardwohnungen im Rahmen der Bemessungs-
grenzen. Das größte Einzelsegment von ‘angemesse-
nen’ Wohnungen stellen die über 200.000 Platten-
bauwohnungen dar, die zwischen 1972 und 1990 er-
richtet wurden. Fast zwei Drittel aller Ostberliner
Wohnungen, die sich innerhalb der Richtlinienwerte
bewegen, weisen Standarddefizite aus oder liegen in
industriell gefertigten Großwohnhäusern. Die beiden
Wohnungsmarktsegmente lassen sich stadträumlich
als innerstädtische Alt- und Altneubauten bzw. als
randstädtische Großsiedlungen verorten.

Im gesamten Mietspiegelbestand von 1,2 Mio. Woh-
nungen liegen rund 965.000 oder 81 Prozent im Rah-
men der Bemessungsgrenzen. Doch die Verteilung
dieser Wohnungen schließt eine weitere soziale Ent-
mischung der Stadt nicht aus. Problematisch er-
scheint in dieser Hinsicht weniger die Lage der ‘ange-
messenen’ Wohnungen als vielmehr die Konzentra-
tion der für ALG-II-Abhängige nicht zugänglichen
Wohnungssegmente wie neu erbaute Wohnungen
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und relevante Teile der modernisierten Gründerzeit-
Viertel. Gerade die fortlaufenden Modernisierungsar-
beiten in diesen Beständen werden die Spielräume für
Hartz-IV-Betroffene in diesen Bereichen deutlich ein-
schränken. Wenn sie dann als Alternative auf die
Plattenbauten in Marzahn und Hellersdorf angewie-
sen sind, werden letztlich die sozialchauvinistischen
Visionen der Berliner Eliten aus der frühen Nachwen-
dezeit verwirklicht. Hanno Klein, der kurz darauf ver-
storbene Leiter des Koordinationsausschusses Innen-
stadt (KOAI), hatte 1991 im Zusammenhang mit den
erwünschten Veränderungen in Berlin das Bild einer
“gut organisierten Verdrängung” entwickelt. Die
Stadtbezirke Marzahn und Hellersdorf dienten in sei-
ner Vision als “Staubsauger für die Alteingesessenen
der Innenstädte”, weil die den künftigen Investitionen
weichen müssen (Der Spiegel 1991/14: 112). Die
neuen Regelungen zu Hartz IV weisen in dieselbe
Richtung und sind ein Abschied von der Orientierung
an sozialräumlicher Kohäsion. 

Andrej Holm
Humboldt-Universität Berlin
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Obdachlosenhilfe in Berlin
Eine Arbeitspflicht für Obdachlose ist ein un-
taugliches Mittel für ihre Resozialisierung, er-
brachte eine Dissertation an der Freien Uni-
versität Berlin.

Nicht die Frage “Wer ist bedürftiger?”, sondern die
Frage “Wer tut etwas für sein Geld?” bestimmt häu-
fig die Vergabe von Hilfsmitteln. Diese Orientierung,
die finanzielle Unterstützung von einer Arbeitslei-
stung abhängig zu machen, ist nicht nur in persönli-
chen Vorstellungen zu finden. Sie ist auch institutio-
nell in einschlägigen Gesetzen verankert, in Deutsch-
land etwa im Bundessozialhilfegesetz und in Hartz IV.

Eine Studie der Soziologin Liane Schenk von der
Freien Universität Berlin (FU) hat nun ergeben, dass
diese Form der Fürsorge, die lediglich der Überprü-
fung der Arbeitsbereitschaft dient und auf Zwang be-
ruht, endgültig überholt ist. Sie ist kein geeignetes
Mittel mehr zur Durchsetzung aktuell geforderter Ar-
beitseigenschaften wie Eigeninitiative, Team- und
Kommunikationsfähigkeit.

Für ihre Untersuchung befragte Liane Schenk 760 Ob-
dachlose oder von Obdachlosigkeit bedrohte Berliner
Bürgerinnen und Bürger. Das zentrale Ergebnis der
Studie ist, dass der Arbeitsplatzverlust wesentlicher
Auslöser für die Obdachlosigkeit ist und dass mit zu-
nehmender Dauer der Erwerbslosigkeit eine schlechte
gesundheitliche, körperliche und geistige Verfassung
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einhergeht. Beschäftigungs- und Qualifizierungsan-
gebote sind daher die am besten geeigneten Mittel,
um Angehörigen dieser Personengruppe zu einem ei-
genständigen Leben zu verhelfen. So wünschen sich
61 Prozent der Befragten eine feste Arbeitsstelle. Je
jünger aber die Befragten sind, desto größer ist der
Anteil derer ohne Berufsausbildung. “Nicht man-
gelnde Arbeitstugenden führen zur Obdachlosigkeit”,
sagt Schenk, “sondern diese Tugenden gehen im Laufe
der Arbeits- und Obdachlosigkeit verloren!”

Historische Wurzeln
Eine institutionelle Verbindung von Armenfürsorge
und Arbeitspflicht findet sich erstmals in den Arbeits-
häusern, die im 16. Jahrhundert aufkamen und da-
mals dazu dienten, Arbeitskräfte zu rekrutieren und
zu disziplinieren. Die Ursprünge der Obdachlosenhilfe
liegen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, als
Arbeiterkolonien und Wanderarbeiterstätten entstan-
den und den obdachlosen Armen Unterkunft und Ver-
pflegung im Austausch gegen eine entsprechende Ar-
beitsleistung boten. Bis zum Jahre 1869 war das Ar-
beitshaus am Alexanderplatz die einzige Unterbrin-
gungsmöglichkeit für Obdachlose in Berlin. Danach
gab es das Obdachlosenasyl, das von wohlhabenden
liberalen Bürgern Berlins gegründet worden war, um
Obdachlosen einen menschenwürdigen Zufluchtsort
zu bieten. Die heutige Berliner Obdachlosenhilfe
knüpft an dieses Hilfesystem an. Auch wenn eine
nahtlose Kontinuität fehlt, so steht das heutige An-
gebot durchaus in der Tradition des früheren: Wär-
mestuben und Suppenküchen lassen sich ebenso fin-

den wie Obdachlosenasyle. Verschwunden sind hinge-
gen Angebote, in denen Arbeitszwang herrscht.

“Die Untersuchung der Entstehung der Arbeitspflicht
hat deutlich gemacht, dass die Kombination von Ar-
beitsmaßnahmen mit Zwang und Erziehungsabsich-
ten keinerlei berufliche Perspektiven eröffnet. Sie
werden von den Betroffenen vielmehr als demütigend
empfunden”, sagt die Berliner Soziologin. Eine stark
fürsorgliche Ausrichtung des Hilfesystems führe häu-
fig zu einer Abhängigkeit und Unmündigkeit der Be-
troffenen, sie unterstütze und verstärke sogar Passi-
vität. “Für manche Menschen mag dieser Aspekt der
Fürsorge zunächst der richtige sein, gleichzeitig sind
aber Strukturen nötig, die an Kompetenzen der Be-
troffenen anknüpfen und Eigeninitiative anregen”,
fordert Liane Schenk.

Neue Ansätze
In jüngster Zeit sind in Berlin Projekte eingerichtet
worden, die den Unterbringungsaspekt mit einem An-
gebot zur beruflichen Integration verknüpfen. Neu
sind auch Angebote der gesundheitlichen Versorgung,
wie zum Beispiel ambulante Beratungsstellen, die
sich insbesondere an Straßenobdachlose richten.
Diese Angebote werden in den meisten Fällen von So-
zialarbeitern betreut, deren Arbeitsplätze jedoch vom
Sparzwang der öffentlichen Haushalte bedroht sind.

Quelle: Volker Heenes: Arbeit statt Almosen? Studie
zur Arbeitspflicht von Obdachlosen; Pressemitteilung
der Freien Universität Berlin, 6.9.2004

Auf dem Weg zum ewigen Wanderer?

Zentrales Anliegen von Liane Schenk war es, in ihrer
Dissertation Erfolg versprechende Bedingungen für
Integrationsprojekte zu ermitteln, deren ganzheitli-
che Perspektive neben den Lebensbereichen “Woh-
nen”, “Gesundheit”, “Freizeit” auch den Lebensbe-
reich “Arbeit” einschließt. Das bedeutete zugleich
Umstände herauszuarbeiten, unter denen Institutio-
nen der Wohnungslosenhilfe karriereverschärfend
und damit als Sozialisationsinstanzen auf dem Weg
zum “ewigen Wanderer” wirken. Der gewählte
Mehrperspektivenansatz beinhaltete folgende Un-
tersuchungsschritte: eine historisch-theoretische
Analyse von Institutionen der Wohnungslosenhilfe,
eine quantitative Befragung von 760 Wohnungslo-
sen und von Wohnungslosigkeit Bedrohten, eine

qualitative Expertenbefragung von Schlüsselperso-
nen in der Wohnungslosenhilfe sowie eine verglei-
chende Fallanalyse von sechs Berliner Beschäfti-
gungsprojekten im Wohnungslosenbereich. 

Die Untersuchung ergab, dass die Aneignung kon-
struktiver Bewältigungsstrategien, die einen Aus-
stieg aus der Wohnungslosigkeit befördern, dann
möglich ist, wenn Projekte auf Prinzipien wie Be-
troffenenpartizipation, Freiwilligkeit, Selbstorgani-
sation, selbstverantwortliche Alltagsorganisation,
Integration sozialer und beruflicher Qualifikation,
Empowerment sowie die räumliche Trennung von
Wohnen und Arbeiten basieren.

Liane Alexandra Schenk: Auf dem Weg zum ewigen
Wanderer? Wohnungslose und ihre Institutionen.
Down-and-out without an end? Berlin 2004



27kontraste  März  2006

G R U N D B E D Ü R F N I S  W O H N E N

Gender Housing 
Wohnungsarchitektur und Wohnbau im
Blickfeld feministischer Überlegungen

Im Zentrum feministischer Theorie und Theorieent-
wicklung stehen Fragen nach der strukturellen Be-
deutung und Ausformung der Kategorie Geschlecht in
unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen und
ihren historischen Entwicklungs- und Transforma-
tionsprozessen. Geschlecht wird dabei als immanen-
ter Bestandteil der modernen Gesellschaftsordnung
verstanden, in der die Geschlechtszugehörigkeit maß-
geblich über ökonomische Ressourcen, soziale Chan-
cen und politischen Einfluss entscheidet.1 Diese un-
terschiedlichen geschlechtsspezifischen gesellschaft-
lichen, ökonomischen und politischen Positionierun-
gen sind Resultat eines beständigen Aufrechterhal-
tens und einer beständigen Konstruktion bzw. Repro-
duktion von – zum Teil biologistisch argumentierten
– Formen der Geschlechtertrennung.2 Diese Differen-
zierung in zwei bipolare Geschlechtergruppen geht
einher mit einer unterschiedlichen Bewertung von
männlich und weiblich konnotierten, geprägten und
dominierten gesellschaftlichen Bereichen und den
sich darin manifestierenden geschlechtsspezifischen
Rollenzuschreibungen und Aufgabenzuweisungen.
Am deutlichsten sichtbar wird diese Geschlechterdif-
ferenzierung bei der Betrachtung der geschlechtsspe-
zifischen Arbeitsteilung. Nicht nur, dass Frauen auf-
grund gesellschaftlicher Rollenzuweisungen als
primär für Kindererziehung, Versorgungs- und Haus-
haltstätigkeiten zuständig betrachtet werden, auch
der Erwerbsarbeitsmarkt ist geprägt von geschlechts-
spezifischen horizontalen wie vertikalen Segregati-
onsmechanismen und unterschiedlichen Arbeits- und
Entlohnungsformen; und dies mit weitreichenden und
folgenschweren Konsequenzen für die gesamte weib-
liche Lebens- und Alltagsgestaltung.3

Nimmt man nun den Bereich des „housing“ – also des
Wohnens, der Wohnarchitektur und des Wohnbaus –
ins Blickfeld einer feministischen Analyse, so werden
auch hier die unterschiedlichen Ausformungen der
Geschlechterdifferenzierung und Geschlechterhierar-
chisierung ersichtlich. 

Zum einen ist der Arbeitsmarkt der Architektur, der
Ziviltechnik, der Raum- und Landwirtschaftsplanung
wie auch des ausführenden Bauwesens durch eine
Unterrepräsentanz von Frauen gekennzeichnet. Zum
anderen ist Wohnen selbst für Frauen mit gänzlich
anderen Rahmenbedingungen verbunden als für

Männer. Die Wohnung ist für Frauen aktuell nicht nur
ein Ort der Freizeit und der Entspannung, sondern
aufgrund gesellschaftlicher Rollenzuschreibungen
und Arbeitsteilungen vor allem ein Ort der Arbeit –
der Familien- und Haushaltsarbeit. Darüber hinaus
sehen sich Frauen – im verstärkten Maße Alleinerzie-
herinnen – nicht zuletzt aufgrund ihrer Positionie-
rung am Erwerbsarbeitmarkt und der daraus resultie-
renden geringeren Entlohnung mit vielfältigen Pro-
blemen der Wohnungssuche, des Wohnens selbst und
des Wohnumfeldes konfrontiert.

Bauen und räumliche Planung unter
feministischer Perspektive
Eine feministische Perspektivierung baulich-räumli-
cher Planung wurde – abgesehen von einigen Vorläu-
ferinnen aus den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhun-
derts4 – seit Mitte der 1970er und verstärkt seit den
1980er Jahren vorangetrieben. Ins Blickfeld des Inter-
esses rückte dabei das Stadtbild, das von einer „stadt-
räumlichen Funktionstrennung bis zu funktionalen,
familiengerechten Wohnungsgrundrissen“ als durch-
gängig männlich geprägtes erkannt wurde.5 Mit der
Gründung der Feministischen Organisation von Pla-
nerinnen und Architektinnen (FOPA) im Jahre 1981 in
Berlin kam es zur ersten Institutionalisierung von
feministischen Ansätzen in der Architektur im
deutschsprachigen Raum. Weitere Institutionen mit
dem Fokus „Frauen, Architektur und Bauen“ in
Deutschland und der Schweiz wurden gegründet und
Ende der 1980er Jahre kam es zu den ersten bauli-
chen Aktivitäten, die nach ihrer Blütezeit in der Mitte
der 1990er Jahre nunmehr deutlich im Abnehmen be-
griffen sind.6

Mit der Ausstellung „Wem gehört der öffentliche
Raum – Frauenalltag in der Stadt“ in Wien im Jahre
19917 wurde auch in Österreich eine feministische
Diskussion zu Raum- und Stadtplanung eröffnet und
mit der 1998 gegründeten „Leitstelle Alltags- und
Frauengerechtes Planen und Bauen“ der Stadt Wien
und zahlreichen Bauprojekten in Wien, aber auch in
anderen Bundesländern, fortgesetzt.8

„Emanzipatorisches Bauen und Wohnen“, „Frauen
Planen Wohnungen“, „Alternatives Wohnen“, „Frauen
planen und wohnen“, „Generationsübergreifendes
Wohnen“, „Frauengerechtes Wohnen“, „Frauen-
freundliches Wohnen“, „Frauen planen für Frauen und
Familien“, „Frauengerechtes Bauen und Wohnen“,
„Stadt und Frau“, „FrauenWerkStadt“9 oder „Frauen
planen mit Frauen für Frauen“10 – so die Titel einiger
der in diesem Rahmen umgesetzten Bauvorhaben.
Und so unterschiedlich wie die Projekttitel waren
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auch die feministischen Ansatzpunkte und Zielset-
zungen: Galt es einmal Wohnbauprojekte nach alter-
nativen Grundrissformen zu planen und/oder die Pla-
nung ausschließlich an Architektinnen zu vergeben,
so setzten andere auf Partizipationsprozesse der
zukünftigen Bewohnerinnen und Bewohner und bei
anderen wiederum stand die Zielgruppe der späteren
Nutzerinnen und Nutzer selbst im Mittelpunkt des
Planungsinteresses.11

Kriterien für feministisch orientierte
Bauprojekte 
Aus diesen unterschiedlich gewichteten Projekten,
den Erfahrungen und Evaluierungen der Umsetzungs-
prozesse konnten über die Jahre Kriterien für femini-
stisch orientierte Bauprojekte entwickelt werden. Die
Titulierung dieser Kriterien erfolgte wiederum, je
nach Schwerpunktsetzung und wohl auch Zeitpunkt
des Projektes, sehr unterschiedlich. Aktuell wird vor
allem von „Qualitätskriterien für frauen- und alltags-
gerechten Wohnbau“ oder „Gender-Qualitätskrite-
rien“ gesprochen.

Die Kriterien setzten und setzen grundsätzlich –
ebenso wie auch die daraus resultierenden Projekte –
an den zu Beginn angesprochen unterschiedlichen
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen von Männern
und Frauen an. Sei es, wenn es um die konkrete Woh-
nungsgestaltung, das nähere Wohnumfeld, die städ-

tebauliche Raumplanung oder um die konkrete För-
derung von Architektinnen, Planerinnen, Ziviltechni-
kerinnen oder Frauen als Unternehmerinnen oder An-
gestellte im Bauwesen geht.12

Während die letztgenannte frauenfördernde Maß-
nahme konkret auf eine gleichberechtigte Partizipa-
tion von Frauen am Arbeitsmarkt abzielt,13 orientieren
sich andere Kriterien zumeist an den beinahe aus-
schließlich Frauen zugeschriebenen unbezahlten
Tätigkeitsbereichen der Betreuungs- und Haushalts-
arbeit: So sollte die Küche als zentraler Arbeits- und
Gemeinschaftsraum geplant werden und zudem den
Blick auf die Aufenthaltsorte der Kinder gewährlei-
sten, gemeinschaftliche Nutz- und Abstellräume
müssten ausreichend dimensioniert sein, weiters sei
auf Barrierefreiheit und genügend Platz für Kinder-
wägen zu achten. Darüber hinaus sollten im näheren
Wohnumfeld mögliche Gefahrenquellen von gewalt-
tätigen Übergriffen, die sich in deutlich höherem
Maße gegen Frauen richten, vermieden werden; sei es
durch gut beleuchtete und transparente Tiefgaragen-
plätze, Zugangswege oder Stiegenhäuser. Dem Fak-
tum, dass Frauen zu einem viel höheren Prozentsatz
auf öffentliche Verkehrsmittel angewiesen sind als
Männer, tragen gute Infrastrukturangebote, aber
auch ruhige Grünanlagen im Wohnungsnahbereich14

ebenso wie die Anbindung an ein öffentliches Nah-
verkehrsnetz Rechnung.

Geschlechtergerechte Qualitätskriterien im
Wohnbau verankern

Seit Anfang Jänner wurde in Linz mit Vernissagen
und Fotoausstellungen auf das Thema „gender hou-
sing“ aufmerksam gemacht. Die Veranstaltungsreihe
begann mit einer Fotoausstellung der Künstlerinnen
Farkashazy und Hutwagner am Linzer Hauptbahn-
hof und wurde mit einer Vernissage an der Kunstuni
fortgesetzt. Dort wurden die Gender-Projekte von
fünf Künstlerinnen präsentiert, die sehr kreative und
originelle Anknüpfungspunkte zu diesem Thema
fanden.

Die Hauptveranstaltung war das Ende Jänner abge-
haltene zweitägige Symposium „gender housing -
geschlechtergerechtes bauen, wohnen, leben“, bei
dem Referentinnen aus Österreich und Deutschland
geschlechtergerechte Qualitätskriterien diskutierten
und hinsichtlich ihrer tatsächlichen “Wirkungs-
macht” auf die Lebensbedingungen von Frauen und

Männern hinterfragten. Im Zuge einer Exkursion in
die Linzer SolarCity wurden typische frauen- und
alltagsgerechte Qualitätskriterien und deren Umset-
zung bei den dortigen Wohnbauten begutachtet.

Ziel dieser Veranstaltungen war es, ein Bewusstsein
bei den unterschiedlichen Akteuren im Wohnbau
und in der Bevölkerung für diese Thematik zu schaf-
fen. Dem oberösterreichischen Wohnbaulandesrat
Hermann Kepplinger geht es bei diesem Thema vor
allem darum, „Wohnbauten so zu planen, dass
Grundrisse an die sich ändernden Lebensphasen an-
gepasst werden können.“ Kepplinger beabsichtigt,
„darüber hinaus Qualitätskriterien für einen frauen-
und geschlechtergerechten Wohnbau zu entwickeln
und gleichzeitig Normen als Entscheidungsgrund-
lage für die Vergabe von Wohnbauförderungen zu
statuieren“.

Quelle: Sabrina Hebenstreit, Landeskorrespondenz
Oberösterreich
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Diese einer feministischen Analyse der aktuellen Si-
tuation von Frauen entstammenden Kriterien für
„frauen- bzw. gendergerechtes Bauen und Wohnen“
sind von großer Wichtigkeit, wenn es darum geht, ge-
schlechtsspezifische Ungleichheiten aufzuzeigen und
zur Schaffung gleichberechtigter Lebens- und All-
tagsbedingungen für Frauen beizutragen. So ermög-
licht beispielsweise die zentrale Situierung der Küche,
bislang versteckte Frauenarbeit im Haushalt und
somit auch die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung
im Privaten sichtbar zu machen. Diese und weitere
Maßnahmen in der Folge als Kriterien für Frauen-
bzw. Gendergerechtigkeit in der Wohnarchitektur
bzw. im Wohnungsbau zu bezeichnen, birgt meines
Erachtens jedoch zwei zentrale Problemfelder in sich.

Problemfelder
Zum ersten führt eine diesbezügliche Begrifflichkeit
zu einem erneuten Festschreiben spezifisch weibli-
cher Rollenzuschreibungen und damit zu einer spezi-
fischen Reproduktion und Konstruktion von tradier-
ten Geschlechterbildern. Wiewohl durch eine femini-
stische Analyse als geschlechtsspezifische Disparitä-
ten der Alltagsgestaltung und der innerfamiliären Ar-
beitsteilung erkannt, besteht nicht zwingend die Not-
wendigkeit, die darauf aufbauenden Maßnahmen
auch als „frauen- bzw. gendergerechte“ zu bezeich-
nen. Vielmehr sollten Kriterien, die beispielsweise die
Haushalts- und Betreuungsarbeit in den Blick neh-
men, unter dem Titel der „alltagsgerechten“, „famili-
engerechten“, „kindergerechten“ oder auch der „bar-
rierefreien“ Wohnarchitektur subsumiert werden.

Gleiches kann für Kriterien bzw. Maßnahmen festge-
stellt werden, die ein erhöhtes Sicherheitsempfinden
und eine verbesserte infrastrukturelle Anbindung der
Wohnbauprojekte betreffen: Gut einsehbare Hausein-
gänge und hell beleuchtete Tiefgaragenplätze als
„frauengerecht“ zu bezeichnen, birgt nicht nur die
Festschreibung weiblicher Rollenvorstellungen als
ängstlich und beschützenswürdig in sich, sondern ne-
giert darüber hinaus das Sicherheitsbedürfnis von an-
deren Menschen – von Männern, Kindern, Jugendli-
chen oder älteren Personen. Die Anbindung an ein gut
ausgebautes Nahverkehrsnetz dient wiederum nicht
nur Frauen, sondern vielen Personengruppen, und
würde darüber hinaus auch ökologischen bzw. um-
weltpolitischen Ansprüchen gerecht werden.

Und dies führt mich zum zweiten Problemfeld der ak-
tuellen Diskussion für „frauen- und gendergerechte“
Wohnarchitektur. Wie aufgezeigt, führt ein Großteil
der bislang – mittlerweile auch von der Politik ver-
stärkt – diskutierten Maßnahmen nicht zu einem von

feministischer Theorie und Praxis geforderten Aufbre-
chen tradierter geschlechtsspezifischer Rollenzu-
schreibungen, sondern vielmehr zu deren Festschrei-
bung. Nur wenige Ansätze tragen die Möglichkeit
einer Dekonstruktion von Geschlechterbildern in sich,
wie beispielsweise die Forderung nach einer flexiblen,
hierarchiefreien und somit auch möglichen ge-
schlechtsneutralen Nutzung von privaten, aber auch
öffentlichen Räumen. Nicht zuletzt aufgrund der Fülle
an meines Erachtens problematischerweise als „frau-
engerecht“ bezeichneten Kriterien werden die Diskus-
sionen einer geschlechtergerechten Weiterentwick-
lung von Wohnarchitektur kaum den feministischen
Ansprüchen eines notwendigen Aufbrechens von ge-
schlechtsspezifischen Rollenstereotypen gerecht. 

Um diesen Ansprüchen in Zukunft nachhaltig zu
genügen und Diskussionen über „gendergerechte“
Wohnarchitektur neu zu befruchten, bedarf es neben
einer gleichzeitigen Betrachtung und Analyse aller
geschlechterhierarchisch geprägten gesellschaftli-
chen Bereiche einer verstärkten Auseinandersetzung
mit neueren feministischen und konstruktivistischen
Theorieansätzen und deren Miteinbeziehung in die
feministische und politische Praxis.

Christina Altenstraßer
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tik, Münster 2002, S. 15-62. Zur Rezeption dieser femi-
nistischen Theoriemodelle in der feministischen Raum-
planung vgl. Christine Bauhardt, Entgrenzte Räume. Zu
Theorie und Politik räumlicher Planung, Wiesbaden
2004, S. 162-173.

2 Zur Konstruktion von Geschlecht vgl. im Allgemeinen
Urte Helduser u. a. (Hg.innen), under construction?
Konstruktivistische Perspektiven in feministischer Theo-
rie und Forschungspraxis, Frankfurt a. M. / New York
2004. 

3 Vgl. dazu beispielsweise Karin Gottschall, Geschlechter-
verhältnis und Arbeitsmarktsegregation, in: Regina
Becker-Schmidt, Gudrun-Axeli Knapp (Hg.innen), Das
Geschlechterverhältnis als Gegenstand der Sozialwis-
senschaften, Berlin / New York 1995, S. 125-162, hier
konkret S. 125-128.

4 Dazu zählen neben dem Verein „Frauen und Wohnen“
im Wien der 1920er Jahre auch die Projekte der Archi-
tektin Margarete Schütte-Lihotzky. Vgl. dazu Edith
Friedl, Nie erlag ich seiner Persönlichkeit… Margarete
Lihotzky und Adolf Loos. Ein sozial- und kulturge-
schichtlicher Vergleich, Wien 2005.



30

G R U N D B E D Ü R F N I S  W O H N E N

März  2006 kontraste  

5 Kerstin Dörhöfer, Ulla Terlinden, Verortungen. Ge-
schlechterverhältnisse und Raumstrukturen, Basel / Bo-
ston / Berlin 1998, S. 15.

6 Zu den unterschiedlichen Bauprojekten vgl. im
Überblick Anke Schröder, frau macht stadt, in:
Frei.Räume. Streitschrift der feministischen Organisa-
tion von Planerinnen und Architektinnen FOPA e. V.,
Bd. 11 (2004), S. 9-20. 

7 Eva Kail, Jutta Kleedorfer (Hg.innen), Wem gehört der
öffentliche Raum – Frauenalltag in der Stadt, Wien
1991

8 Vgl. Eva Kail, „Pragmatische“ Strategien: Frauenge-
rechte Planung und Gender Mainstreaming, in: Dörte
Kuhlmann u. a. (Hg.innen), building power. Architektur,
Macht, Gender, Wien 2003, S. 159-177. In Oberöster-
reich beispielsweise wurden in Linz mit der „solarCity“
und dem „Remisenhof“ zwei Wohnbauprojekte umge-
setzt, die beide konkret frauen- bzw. geschlechterspe-
zifische Fragen der Architektur und des Wohnens
berücksichtigten. 

9 Vgl. dazu Anke Schröder, Auf den zweiten Blick – Städ-
tebauliche Frauenprojekte im Vergleich, Dokumentation
des Instituts für Architektur- und Planungstheorie der
Universität Hannover, Fachbereich Architektursoziolo-
gie und Frauenforschung, Hannover 2002.

10 Wie beispielsweise das Frauenwohnprojekt „ro*sa“
unter der Projektleitung der Architektin Sabine Pollak
und der Moderatorin Melinda Roberts. Vgl. Ruß 2004,
S. 187.

11 Einige der Projekte waren ausschließlich auf Frauen fo-
kussiert, speziell auf Alleinerzieherinnen bzw. andere
Frauengruppen, die auf dem normalen Markt Schwie-
rigkeiten hatten, geeignete Wohnungen zu finden. Vgl.
Schröder (2004): frau macht stadt.

12 Vgl. dazu vor allem Schröder (2002): Auf den zweiten
Blick. Im Folgenden werden daraus exemplarisch einige
der prominentesten „Gender-Qualitätskriterien“ skiz-
ziert.

13 Vgl. dazu auch Verein FRAU AM BAU (Hg.), Qualität
Frau am Bau. Leitfaden für Bauträgerschaften. Gleich-
stellungs-Controlling für Planung und Auftragsvergabe,
Zürich 2003.

14 Als Beispiel dafür, dass im Zuge der feministischen Per-
spektivierung von Raum- und Stadtplanung auch un-
terschiedliche Ursachen der geschlechtsspezifischen
Nutzung von Grünflächen durch Kinder und Jugendli-
che in das Blickfeld rückten, vgl. Grit Hottenträger, Na-
turnahe Spielplätze und ihre Nutzung durch Mädchen,
in: Margit Göttert, Karin Walser (Hg.innen), Gender und
soziale Praxis, Königstein / Taunus 2002, S. 428-435.

Literatur
Christine Bauhardt, Entgrenzte Räume. Zu Theorie und Po-

litik räumlicher Planung, Wiesbaden 2004.
Regina Becker-Schmidt, Gudrun-Axeli Knapp (Hg.innen),

Das Geschlechterverhältnis als Gegenstand der Sozial-
wissenschaften, Berlin / New York 1995.

Kerstin Dörhöfer, Ulla Terlinden, Verortungen. Geschlech-

terverhältnisse und Raumstrukturen, Basel / Boston /
Berlin 1998.

Edith Friedl, Nie erlag ich seiner Persönlichkeit… Marga-
rete Lihotzky und Adolf Loos. Ein sozial- und kulturge-
schichtlicher Vergleich, Wien 2005.

Karin Gottschall, Geschlechterverhältnis und Arbeitsmarkt-
segregation, in: Regina Becker-Schmidt, Gudrun-Axeli
Knapp (Hg.innen), Das Geschlechterverhältnis als Ge-
genstand der Sozialwissenschaften, Berlin / New York
1995, S. 125-162.

Margit Göttert, Karin Walser (Hg.innen), Gender und so-
ziale Praxis, Königstein / Taunus 2002.

Urte Helduser u. a. (Hg.innen), under construction? Kon-
struktivistische Perspektiven in feministischer Theorie
und Forschungspraxis, Frankfurt a. M. / New York 2004. 

Grit Hottenträger, Naturnahe Spielplätze und ihre Nutzung
durch Mädchen, in: Margit Göttert, Karin Walser
(Hg.innen), Gender und soziale Praxis, Königstein / Tau-
nus 2002, S. 428-435.

Eva Kail, Jutta Kleedorfer (Hg.innen), Wem gehört der öf-
fentliche Raum – Frauenalltag in der Stadt, Wien 1991.

Eva Kail, „Pragmatische“ Strategien: Frauengerechte Pla-
nung und Gender Mainstreaming, in: Dörte Kuhlmann
u. a. (Hg.innen), building power. Architektur, Macht,
Gender, Wien 2003, S. 159-177.

Gudrun-Axeli Knapp, Angelika Wetterer, Soziale Verortung
der Geschlechter. Gesellschaftstheorie und feministi-
sche Kritik, Münster 2002.

Gudrun-Axeli Knapp, Dezentriert und viel riskiert: Anmer-
kungen zur These vom Bedeutungsverlust der Kategorie
Geschlecht, in: Dies., Angelika Wetterer, Soziale Veror-
tung der Geschlechter. Gesellschaftstheorie und femi-
nistische Kritik, Münster 2002, S. 15-62. 

Gudrun-Axeli Knapp, Angelika Wetterer (Hg.innen), Achsen
der Differenz. Gesellschaftstheorie und feministische
Kritik II, Münster 2003.

Dörte Kuhlmann u. a. (Hg.innen), building power. Architek-
tur, Macht, Gender, Wien 2003.

Sonja Ruß, frauenfakten. Netzwerke – Organisationen –
Institutionen, Wien 2004.

Anke Schröder, frau macht stadt, in: Frei.Räume. Streit-
schrift der feministischen Organisation von Planerinnen
und Architektinnen FOPA e. V., Bd. 11 (2004), S. 9-20. 

Anke Schröder, Auf den zweiten Blick – Städtebauliche
Frauenprojekte im Vergleich, Dokumentation des Insti-
tuts für Architektur- und Planungstheorie der Univer-
sität Hannover, Fachbereich Architektursoziologie und
Frauenforschung (hg. v. Barbara Zibell), Hannover 2002.

Verein FRAU AM BAU (Hg.), Qualität Frau am Bau. Leitfa-
den für Bauträgerschaften. Gleichstellungs-Controlling
für Planung und Auftragsvergabe, Zürich 2003.

Angelika Wetterer, Rethorische Modernisierung: Das Ver-
schwinden der Ungleichheit aus dem zeitgenössischen
Differenzwissen, in: Gudrun-Axeli Knapp, Angelika
Wetterer (Hg.innen), Achsen der Differenz. Gesell-
schaftstheorie und feministische Kritik II, Münster
2003, S. 286-319. 



31kontraste  März  2006

G R U N D B E D Ü R F N I S  W O H N E N

Weitere Unternehmensver-
käufe vorprogrammiert 
Zur Zukunft der öffentlichen Wohnungs-
unternehmen in Deutschland

Ende der 1990er Jahre begann mit dem Verkauf öf-
fentlicher Wohnungsunternehmen an deutsche pri-
vate Investoren der Rückzug des Staates aus der
Wohnungswirtschaft. Höhepunkt war im Jahr 2000
der Verkauf der knapp 114.000 Wohnungen aus dem
Vermögen der Bahn. Erwerber von 64.000 Wohnun-
gen war die Deutsche Annington, Enkelin der japani-
schen Nomura Bank. Die anderen 50.000 Wohnungen
erhielt ein Konsortium aus überwiegend öffentlichen
Wohnungsgesellschaften. Gleichzeitig signalisiert
dieser Höhepunkt auch einen Wendepunkt: Von nun
an treten bei den großen Käufern von Wohnungsge-
sellschaften insbesondere ausländische Investoren
auf, die bis dahin den deutschen Markt gemieden
hatten. Bei den Käufern handelt es sich überwiegend
um Fonds institutioneller und privater Anleger, die
mit 10, maximal 20 Prozent Eigenkapital und preis-
wertem Fremdkapital über hohe Investitionsvolumina
verfügen können. So kommen Fonds in der Größen-
ordnung von 10 Mrd. US-Dollar zusammen, was für
den Kauf von etwa 200.000 Wohnungen reicht.

Renditeträchtige Anlagen
Weltweit sucht eine nahezu unbegrenzte Menge an
Kapital nach möglichst renditeträchtigen Anlagen.
Offensichtlich haben die Analysten entschieden, dass
der deutsche Wohnungsmarkt für diese Anlagen Er-
folg versprechende Bedingungen bietet. Die Gründe
dafür liegen in den folgenden Faktoren und Entwick-
lungen:

❚ Das Zinsniveau ist derzeit historisch niedrig. Es ist
sogar so günstig, dass es sich für Anleger lohnt,
mit möglichst wenig Eigenkapital zu operieren
(Leverageeffekt). Das führt dazu, dass erheblich
größere Summen mobilisiert werden können. Dar-
über hinaus wird davon ausgegangen, dass das
Zinsniveau auch in den nächsten Jahren zwar
eher steigen wird, aber insgesamt doch absehbar
auf einem moderaten Niveau verbleibt.

❚ Die Mieten sind in den letzten Jahren im Durch-
schnitt geringer gestiegen als die Konsumenten-
preise, wobei die Neubaumieten teilweise sogar
deutlich mehr unter Druck geraten sind als die
Bestandsmieten. Als längerfristiger Trend kann
auch im Zusammenhang mit der Angebotsver-

knappung geschlossen werden, dass in den Woh-
nungsmieten ein Potential an Mieterhöhungen
enthalten ist.

❚ Der Wohnungsneubau liegt seit Jahren unter dem
zur Erhaltung des derzeitigen Wohnungsbestan-
des notwendigen Stand. Hier ist auch keine Trend-
wende absehbar, zumal durch die knappen Kassen
der öffentlichen Hand absehbar ist, dass die För-
derung von Wohnungsneubau sich eher noch ver-
ringern wird. Gerade in Regionen, in denen der
Wohnungsmarkt nicht stagniert oder schrumpft,
entsteht durch die Verknappung ein Potenzial für
Mieterhöhungen bzw. für höhere Kaufpreise.

❚ Im Gegensatz zu den meisten westeuropäischen
Nachbarstaaten sind die Eigentumswohnungs-
preise in Deutschland heute niedriger als Ende der
90er Jahre. Auch hier lässt sich ein gewisses Po-
tential vermuten, um durch Wohnungsverkäufe
Renditen zu erzielen.

❚ Zwar lässt die demographische Entwicklung kei-
nen anderen Schluss zu, als dass die Bevölkerung
in Deutschland erheblich sinken wird. Allerdings
führt die Überalterung zu immer kleineren und
somit mehr Haushalten und mehr Wohnungen.
Weiterhin ist der Trend zu mehr Wohnflächenkon-
sum ungebremst. So wird davon ausgegangen,
dass pro Kopf ein Wohnflächenbedarf von durch-
schnittlich 45 m2 bis 2050 entsteht – heute liegt
der Durchschnitt erst bei etwa 38 m2. Die Nach-
frage nach Wohnraum wird mittel- und langfri-
stig steigen.

Von den etwa 39 Mio. Wohnungen in Deutschland
sind ca. 3,1 Millionen im Eigentum von öffentlichen
oder kommunalen Wohnungsunternehmen. Das In-
teresse an dem Ankauf großer Wohnungsbestände
einerseits und die knappen Kassen der öffentlichen
Hand andererseits lassen vermuten, dass insbeson-
dere weitere Wohnungsbestände der öffentlichen
Hand zum Verkauf angeboten werden. Darüber hin-
aus trennen sich aber auch immer mehr Unterneh-
men im Rahmen von strategischen Unternehmens-
bereinigungen von größeren Wohnungsbeständen.
Das heißt, dass davon auszugehen ist, dass auf jeden
Fall ein ausreichendes Angebot an interessanten
Wohnungsbeständen zum Verkauf vorhanden ist.
Vereinfacht lässt sich sagen, dass im Wesentlichen
wachsende oder zumindest nicht schrumpfende Re-
gionen für Wohnungstransaktionen in größerem
Umfang für Investoren interessant sind. Schrump-
fende Regionen ohne absehbares wirtschaftliches
Zukunftspotential werden von dieser Entwicklung
ausgenommen bleiben.
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Verkaufswege
Die Mieterprivatisierung, also der Verkauf einzelner
Wohnungen ist die offensichtlichste und für das ein-
zelne Objekt die renditeträchtigste Privatisierungs-
form. Der Verkauf an die aktuellen Mieter drängt sich
geradezu auf, da die ein direktes Interesse an der
Wohnung sowie an einer Kontinuität haben und über
den Zustand der Immobilie gut informiert sind. Durch
diese gewisse Symmetrie von Verkäufer- und Käufe-
rinteresse kann so ein Verkauf mit relativ wenig Ärger
und Imageverlust vollzogen werden.

Allerdings ist davon auszugehen, dass in einem Objekt
nicht alle Wohnungen einzeln verkauft werden kön-
nen und ein Restbestand übrig bleibt, der möglicher-
weise wegen des Streubesitzes und als Teil einer Woh-
nungseigentümergemeinschaft nicht ganz unproble-
matisch, auf jeden Fall teuer zu verwalten und schon
gar nicht als Ganzes zu verkaufen ist. Um dieses so ge-
nannte Restantenproblem gering zu halten, kommt es
hier besonders auf die Qualität des Bestandes an.

Für die Bestände, die nicht sofort an Mieter verkauft
werden können, wird versucht werden, die Einnah-
menseite zu verbessern – also die Mieten zu erhöhen.
Alle gesetzlich möglichen Erhöhungsmöglichkeiten
werden hierbei ausgeschöpft werden. Sofern der Mie-
tenspiegel es hergibt, sind Mieterhöhungen von 20
Prozent alle drei Jahre möglich. Dazu kommen Miet-
erhöhungen bei Neuvermietungen und natürlich Mie-
terhöhungen durch Umlage von Modernisierungsko-
sten. Werden diese Mieterhöhungen professionell an-
gegangen, ist dagegen rechtlich kaum etwas zu ma-
chen. Besonders problematisch können Mieterhöhun-
gen durch Modernisierungsmaßnahmen sein. Die Ko-
sten der Modernisierungsmaßnahmen können mit 11
Prozent der Kosten pro Jahr auf die Miete umgelegt
werden. Da nun das Zinsniveau bei ca. 4 Prozent p.a.
liegt, ist das eine sehr lohnende Investition.

Um den mühsamen Weg der Mieterprivatisierung zu
umgehen, ist der Blockverkauf von Teilbeständen ein
attraktives, schnelles und günstiges Rezept, um Ren-
diten zu erwirtschaften. Allerdings sind die Ren-
ditehöhen bei dieser Variante geringer und die ei-
gentliche Wertschöpfung wird auf die nächste Stufe
verlagert.

Nachdem möglichst viele der o.g. renditebringenden
Strategien umgesetzt sind, bleibt ein Restbestand an
Wohnungen und möglicherweise auch Unternehmen-
steilen übrig, aus denen dann nur durch ein langfri-
stig angelegtes strategisches Immobilienmanage-
ment Renditen gezogen werden können. Insbeson-
dere für die Zwischenerwerber ist das kein lohnendes

Betätigungsfeld mehr. Deswegen werden die Restbe-
stände gern an Immobilienfonds verkauft und somit
das Geschäft für den Ersterwerber abgeschlossen. Da
nun auch Immobilienfonds genau hinschauen, was sie
erwerben, müssen diese Bestände entweder sehr gut
vorbereitet sein oder preislich entsprechend günstig
angeboten werden.

Die Sicherung der öffentlichen und kommu-
nalen Wohnungsunternehmen
1. Die strukturelle Sanierung der öffentlichen und

kommunalen Haushalte kann nicht durch (einma-
lige) Verkäufe von Vermögen erfolgen. Es ist zu
befürchten, dass der Verkaufserlös einmalig zur
Senkung des Defizits verwendet wird und schon
mittelfristig der Schuldenstand wieder das alte
Niveau erreicht. Dazu kommt, dass gerade kom-
munale Wohnungsunternehmen durch die Versor-
gung von Haushalten, die sich im privaten Woh-
nungsmarkt nicht versorgen können, bei einem
Verkauf des Wohnungsunternehmens anders ver-
sorgen müssen. Dies wird mehr kosten – wahr-
scheinlich auch auf einem schlechteren Versor-
gungsniveau.

2. Öffentliche und kommunale Wohnungsunterneh-
men weisen vielfach Potenziale der Effizienzver-
besserung auf. Es ist grotesk, dass gerade private
Erwerber diese „heben“ und damit einen Teil des
Kaufpreises erwirtschaften. Die öffentlichen und
kommunalen Wohnungsunternehmen müssen
müssen dies selbst tun – ohne allerdings ihren
Versorgungsauftrag zurückzufahren.

3. Der Verkauf der öffentlichen und kommunalen
Wohnungsunternehmen wäre nicht nur finanz-
und wohnungspolitisch ein Fehler, sondern auch
gesellschaftspolitisch. Diese Wohnungsunterneh-
men lösen damit das Versprechen einer sicheren
Wohnungsversorgung auf. Der Staat zöge sich
damit aus einem zentralen Feld der Daseinsvor-
sorge weiter zurück und würde so die sozialen
Disparitäten weiter vergrößern.

Wolfgang Kiehle, Rainer Schendel

Wolfgang Kiehle ist Sozialwissenschaftler, Mitglied der Ge-
schäftsführung bei WohnBund-Beratung NRW (Bochum)
sowie Leiter des Arbeitskreises Wohnen im Bundesverein
zur Förderung des Genossenschaftsgedankens
(wolfgang.kiehle@wbb-nrw.de). Reiner Schendel ist Wirt-
schaftsinformatiker, Mitglied der Geschäftsführung bei
STATTBAU HAMBURG und Mitglied im Bundesvorstand des
Wohnbund (r.schendel@stattbau-hamburg.de).
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Neuer Sammelband zur „Flexicurity“
erschienen 
Die Bereitschaft und Fähigkeit, auf sich verändernde
Marktbedingungen rasch zu reagieren, wird zuneh-
mend von Organisationen und Menschen gefordert.
In der Arbeitswelt verbergen sich hinter positiv klin-
genden "Flexibilisierungsprozessen" allerdings allzu
häufig lediglich Maßnahmen zur "Deregulierung" und
"Entsicherung". Doch flexible, produktive Leistungen
lassen sich innerbetrieblich nicht ohne ein Mindest-
maß an Sicherheit abfordern, wie die empirische For-
schung zeigt. Denn permanente Verunsicherung kann
sich negativ auf die Leistungsfähigkeit von Beschäf-
tigten auswirken. Ebenso wenig kann ein dem Ge-
meinwohl verpflichteter Sozialstaat auf die Grund-
prinzipien sozialer Sicherung verzichten, ohne seine
Legitimation in Frage zu stellen. Hier setzt das Kon-
zept der "Flexicurity" an. Dieses steht für die Idee,
mehr Flexibilität am Arbeitsmarkt und in den Be-
schäftigungsverhältnissen (flexibility) mit sozialer Si-
cherheit (security) zu verbinden. Das Konzept ver-
spricht, nicht der Auflösung institutioneller Ordnun-
gen den Vorrang zu geben, sondern ihrer Neugestal-
tung. Dabei sollen die Vorteile von mehr Flexibilität
genutzt und ihre Risiken begrenzt werden.

Martin Kronauer, Professor für Strukturwandel und
Wohlfahrtsstaat in internationaler Perspektive an der
Fachhochschule für Wirtschaft Berlin, und Gudrun
Linne, Referatsleiterin an der Hans-Böckler-Stiftung
Düsseldorf, haben für den Sammelband "Flexicurity.
Die Suche nach Sicherheit in der Flexibilität" Autorin-
nen und Autoren aus den Fachgebieten Soziologie,
Ökonomie, Recht und Sozialpolitik dafür gewonnen,
die bislang unzureichende Verbindung von Flexibilität
und Sicherheit zu diskutieren. 

Aktuelle Forschungsbefunde bilden die Grundlage, um
Ausmaß und Reichweite von Flexibilisierungsprozes-
sen, Entwicklungstendenzen und Regelungsbedarfe
aufzuzeigen. Chancen und Risiken, Sicherungsmög-
lichkeiten und -notwendigkeiten werden dabei stets
aus beiden Richtungen analysiert: sowohl aus be-
trieblicher Perspektive als auch aus der Sicht der Be-
schäftigten. Dabei wird immer wieder deutlich, wie
weit die aktuellen Veränderungen in der Arbeitswelt
auf die gesamte Lebenssituation ausstrahlen. So ist
die Flexibilisierung von Arbeitszeiten und Aufgaben-
zuschnitten im Betrieb ("interne Flexibilisierung")
ebenso Thema wie die Flexibilisierung von Arbeits-
markt und Beschäftigungsverhältnissen ("externe Fle-
xibilisierung"). Wie sich der Wandel der Arbeits- und
Beschäftigungsformen auf die Individuen auswirkt,

wird anhand von Einkommens- und Beschäfti-
gungschancen und in der Lebensverlaufsperspektive
dargelegt.

Beiträge aus der Gerechtigkeitsforschung belegen,
wie stark Erwerbsarbeit noch immer mit dem subjek-
tiven Anspruch an Sicherheit verbunden wird. In der
juristischen Betrachtung zeigt sich die zwiespältige
Funktion des Arbeits- und Sozialrechts, Flexibilisie-
rung zu fördern und die betroffenen Beschäftigten
zugleich vor ihren Folgen absichern zu müssen. 

Martin Kronauer, Gudrun Linne (Hg.): Flexicurity. Die
Suche nach Sicherheit in der Flexibilität. Berlin, edi-
tion sigma 2005, 423 Seiten, EUR 19,90 (D)

Gemeinwesenarbeit in Linz
Im Rahmen eines Forschungsprojektes der Fachhoch-
schule Linz wurden die Wurzeln und Entwicklungspo-
tenziale des Arbeitsprinzips Gemeinwesenarbeit auf-
gearbeitet. Bernd Kumpfmüller, wissenschaftlicher
Mitarbeiter an der FH–Linz (Studiengang Sozialma-
nagement und Sozialarbeit) und der Historiker und
Politikwissenschaftler Gerhard Melinz beschäftigten
sich im ersten Modul mit der historischen Entwick-
lung der Gemeinwesenarbeit in Linz. Im zweiten
Modul erforschten sie gemeinsam mit StudentInnen
des FH-Studiengangs für Sozialarbeit die aktuelle Si-
tuation der Gemeinwesenarbeit in Linz anhand von
zwei Projekten des Magistrats Linz, der „Stadtteilar-
beit Leben im Franckviertel“ und der „Stadtteilarbeit
solarCity–Pichling“. In einem dritten Modul wurden
diese Erkenntnisse zusammengeführt und durch die
Produktion eines Videos - in Kooperation mit der
Fachhochschule Hagenberg/Medientechnik und -de-
sign – visualisiert.

Für mich als Sozialarbeiterin in einem der genannten
Stadtteilprojekte war es faszinierend zu erfahren,
dass bereits in den 1970er-Jahren AktivistInnen und
AkteurInnen mit sozialarbeiterischem und gemeinwe-
senorientiertem Engagement Ansätze eines quartier-
bezogenen Konzepts sozialer Arbeit vertraten. Sie
näherten sich der Thematik „Armut und Randgrup-
pen“ mit einem sog. lebensweltorientierten Ansatz. Es
ging primär darum, bei der Gestaltung von Lebens-
welten zu mehr Gerechtigkeit in den Wohnquartieren
beizutragen, und zwar unter aktiver Mithilfe der dort
lebenden Bevölkerung. Zudem wurde der Versuch un-
ternommen, infrastrukturelle Defizite zu verringern
und die Handlungsspielräume der Bewohnerschaft zu
erweitern (d.h. weg von der Fürsorge und von der Be-
vormundung der Menschen vor Ort).
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Die in diesem Band dokumentierten Forschungser-
gebnisse stellen somit eine Rekonstruktion der Ent-
wicklung der Gemeinwesenarbeit in einer bestimmten
Stadt (Linz) von ihren Anfängen bis zur Gegenwart
dar. Die Arbeit könnte eine Anregung dafür sein, die
Frage nach der zukünftigen Bedeutung der Gemein-
wesenarbeit im Kontext der kommunalen Sozial- und
Sozialarbeitspolitik wieder stärker zu diskutieren. 

Dem Buch ist (fakultativ) eine in Kooperation mit
Alexander Adlhoch von der Fachhoschule Hagenberg,
Lehrgang Medientechnik und –design, produzierte
DVD beigefügt, die den Forschungsprozess veran-
schaulicht.

Petra Resch

Bernd Kumpfmüller, Gerhard Melinz: 
Vom Engagement im Sozialen Brennpunkt zur Stadt-
teilarbeit – Gemeinwesenarbeit in Linz
147 Seiten, edition pro mente, Linz 2005
Preis: Buch & DVD EUR 18,-; nur Buch EUR 12,-

Psychosoziale Erkrankungen in
Oberösterreich
Von den zehn Gesundheitszielen der Oberösterreichi-
schen Gesundheitskonferenz fallen zwei in den Be-
reich psychosozialer Erkrankungen: Ziel 4, wonach bis
2010 die oberösterreichische Suizidrate um minde-
stens ein Drittel gesenkt werden soll, und Ziel 8, das
eine deutliche Verminderung des Alkohol- und Niko-
tinkonsums anstrebt.

Österreichweit sterben jährlich mehr Menschen durch
Suizid als durch Kraftfahrzeugunfälle. So starben im
Jahr 2003 937 Personen durch Kfz-Unfälle und 1.465
Menschen durch Selbstmord. In Oberösterreich trin-
ken einer aktuellen Umfrage zufolge 6,5 Prozent der
über 15-Jährigen täglich Alkohol. 8,6 Prozent weisen
weniger als zwei alkoholfreie Tage pro Woche auf. Als
tägliche RaucherInnen sind in diesem Bundesland
derzeit 38 Prozent der über 15-Jährigen einzustufen.
Weitere 14 Prozent rauchen gelegentlich Tabak. 

Diese und weitere relevante Daten zur psychosozialen
Situation enthält der aktuelle, vom Institut für Ge-
sundheitsplanung herausgegebene Bericht „Psycho-
soziale Erkrankungen in Oberösterreich“. Neben der
Datenlage werden einleitend wichtige Krankheitsbil-
der dargestellt und bestehende Maßnahmen zur
Prävention und Gesundheitsförderung beschrieben.
Der Bericht schließt mit Vorschlägen der entspre-
chenden Arbeitskreise der Oberösterreichischen Ge-

sundheitskonferenz zur Reduzierung des Suchtver-
haltens und zur Verringerung der Suizidrate.

Institut für Gesundheitsplanung / Martin Reif (Hg.):
Psychosoziale Erkrankungen in Oberösterreich
195 Seiten, EUR 14,40, Linz 2005 
Erhältlich bei: Institut für Gesundheitsplanung, 
Gruberstraße 77, 4020 Linz, Tel. 0732/784036
www.gesundheitsplanung.at

Modellprojekt der offenen Jugend-
arbeit in Wolfsburg
Die sich verändernden Rahmenbedingungen des Sozi-
alstaates wirken sich auf die offene Jugendarbeit aus,
die in einem Spannungsfeld von Nutzern, Sozialar-
beit, Kommunen und Organisationsentwicklung steht.
Diese neuen Anforderungen an die offene Jugendar-
beit sind vom Geschäftsbereich Jugend der deutschen
Stadt Wolfsburg als Herausforderung verstanden
worden, um einerseits die Interessen der Nutzer und
Nutzerinnen neu zu befragen und andererseits auch
eine Organisationsentwicklung im Geschäftsbereich
Jugend in Gang zu setzen. Das Wolfsburger Modell-
projekt "pro11 in wob" wurde unter der Leitung von
Professor Ludger Kolhoff von der Fachhochschule
Braunschweig/Wolfenbüttel wissenschaftlich konzi-
piert und begleitet. Das Modellprojekt Wolfsburg
stellt einen Versuch dar, wie im Rahmen der Sozialen
Arbeit, hier am Beispiel der offenen Jugendarbeit, auf
die neuen Anforderungen wie Marktkompetenzen,
Jugendarbeit als Dienstleistung, Konkurrenz mit kom-
merziellen Angeboten etc. reagiert werden kann,
ohne dass für die Nutzer und Nutzerinnen ein Nach-
teil entsteht.

Der Herausgeber des Bandes, Professor Ludger Kol-
hoff, leitet seit 2001 den ersten in Deutschland ak-
kreditierten Studiengang zum "Master of Social Ma-
nagement" an der Fachhochschule Braunschweig/
Wolfenbüttel. Er ist Mitherausgeber der Schriftenrei-
hen "Sozialmanagement Praxis" und "Sozialwirt-
schaft Diskurs" und Mitglied des geschäftsführenden
Vorstandes der Bundesarbeitsgemeinschaft Sozialma-
nagement/Sozialwirtschaft an Hochschulen.

Ludger Kolhoff (Hg.): 
Entwicklung der offenen Jugendarbeit in Wolfsburg
im Spannungsfeld von Nutzern, Sozialarbeit, Kom-
mune und Organisationsentwicklung 
VS Verlag für Sozialwissenschaften 2005. 
197 S., EUR 24,90 (D)
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Alternativer ECOFIN
AK Wien, ATTAC, ÖGB, Stadt Wien und Renner Institut veranstalten gemeinsam mit anderen Partnerorganisatio-
nen den alternativen ECOFIN, eine Konferenz zur europäischen Wirtschafts- und Finanzpolitik. Zwei Tage, bevor
die eigentliche Tagung der EU-Finanz- und Wirtschaftsminister (ECOFIN) in Wien stattfindet, werden die kon-
krete Programmatik und Umsetzung der EU-Wirtschafts- und Finanzpolitik transparent gemacht und analysiert
sowie Alternativen für eine sozial gerechte und ökologisch nachhaltige EU-Politik aufgezeigt.  

Termin: 4. bis 6. April 2006 
Ort: Rathaus Wien
Detailliertes Programm und Anmeldung: 
www.alternativer-ecofin.org bzw. Mail an verwaltung@attac.at

EU-Veranstaltungen der AK Oberösterreich
4. April 2006, 16.00 – 21.00 Uhr:
Für eine neue EU-Wirtschaftspolitik: Geht’s den Menschen gut, geht’s der Wirtschaft gut.
25. April 2006, 18.00 – 21.00 Uhr:
Was tut die EU für die Gesundheit der ArbeitnehmerInnen?
28. Juni, 16.00 bis 21.00 Uhr:
Bilanz der österreichischen Ratspräsidentschaft aus ArbeitnehmerInnensicht
Ort: AK-Bildungshaus Jägermayrhof, Römerstr. 98, 4020 Linz
Anmeldung: Tel. 050 / 6906-5415, Mail: schietz.m@ak-ooe.at

Wirtschaftsförderung – für wen?
Diskussionsveranstaltungen im Rahmen der Seminarreihe „Studien zur Arbeiter/innenbewegung“

4. April 2006: Hans Moser / Miron Passweg / Michael Stampfer: Einleitungen zu „Industrie“
2. Mai 2006: Maria Burgstaller / Gerhard Hovorka / Robert Steiner: Einleitungen zu „Landwirtschaft“
6. Juni 2006: Otto Farny / Franz Köppl: Einleitungen zu „Wohnen, Sparen, Vorsorgen“
Beginn jeweils um 18.30 Uhr im Institut für Wissenschaft und Kunst, Berggasse 17, 1090 Wien

Migration und Arbeit
Die Migrations- und Integrationsdebatte bewegt sich nach wie vor zwischen alten Ängsten und Wirt-
schaftspragmatismus. Wie sieht die Lage aus Sicht der Betroffenen aus? Bei der von der Südwind Agentur Tirol
veranstalteten Podiumsdiskussion sprechen ExpertInnen über Migration und Arbeit aus biographischer und theo-
retischer Perspektive. 

Termin: 5. April 2006 
Ort: Haus der Begegnung, 6020 Innsbruck, Rennweg 12
Information: Tel. 0512 / 58 24 16, Mail: suedwind.tirol@onewolrd.at

Komplementäre Währungen – Neue Wege zu nachhaltigem Wohlstand
Vortrag von Margrit Kennedy sowie Workshop im Rahmen der Veranstaltungsreihe „Geld regiert die Welt! – und
wer regiert das Geld?“ Veranstaltung in Kooperation mit AK, ÖGB und dem Sozialreferat der Diözese Linz.

Termin: 21. April 2006, 19.30 Uhr und 22. April, 9.00 – 17.00 Uhr
Ort: Bildungszentrum St. Franziskus, Riedholzstraße 15a, 4910 Ried im Innkreis
Beitrag: Vortrag: EUR 5,-, Workshop: EUR 25,-
Anmeldung: Tel. 07752 / 82742, Fax DW 16, Mail: franziskus@dioezese-linz.at
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